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der Beginn eines Jahres bietet immer die Gelegenheit, Vorschau zu halten auf die Themen, die uns in die-
sem Jahr berufsrechtlich beschäftigen werden.

Es ist bereits jetzt abzusehen, dass zwei Themen das Jahr 2015 beherrschen werden. Dies ist zum einen
die Problematik der Syndikusanwälte, die durch drei Urteile des Bundesozialgerichtes entstanden ist. 
Das Bundessozialgericht hat in drei verschiedenen Verfahren eine Befreiung von der Rentenversiche-
rungspflicht für Syndikusanwälte abgelehnt und dies darauf gestützt, dass ein abhängiges Beschäfti-
gungsverhältnis bei einem nicht anwaltlichen Arbeitgeber mit der anwaltlichen Tätigkeit nicht vereinbar
sei.

Diese Entscheidungen wirken sich leider auch auf alle diejenigen Kolleginnen und Kolle-gen aus, die be-
reits eine Befreiung erlangt haben, und zwar immer dann, wenn sie ihren Arbeitsplatz wechseln. Eine er-
neute Befreiung wird nach einem Arbeitsplatzwechsel unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichtes wohl jedenfalls zum jetzigen Zeitpunkt nicht erfolgen.

Eine Regelung dieses Problems ist deshalb nur durch den Gesetzgeber möglich. Ob eine berufsrechtli-
che Regelung, wie sie jetzt vom Bundesjustizministerium vorgeschlagen worden ist, tatsächlich die rechtliche Situation der Syndikusan-
wälte befriedigend lösen kann, ist durchaus zweifelhaft. Das dazu vom Bundesjustizministerium vorgestellte Eckpunktepapier, welches
auch in diesem Heft abgedruckt ist, wirft nach Auffassung der Bundesrechtsanwaltskammer mehr Fragen auf, als es sie löst. Die regiona-
len Kammern werden sich mit diesem Eckpunktepapier ausführlich beschäftigen und hierzu eine dezidierte und fundierte Stellungnahme
abgeben. Dies sind wir den Kolleginnen und Kollegen schuldig. Die Bundesrechtsanwaltskammer wird keine Lösung befürworten, die u.
U. nur Hoffnungen weckt, die sich dann vor Gericht, sei es vor dem Bundessozialgericht oder dem Bundesverfassungsgericht, nicht erfül-
len werden. Damit eine wirklich sichere Lösung gefunden werden kann, hat die Bundesrechtsanwaltskammer sich bereits für eine Ände-
rung der sozialrechtlichen Bestimmungen ausgesprochen.

Die betroffenen Kolleginnen und Kollegen können aber versichert sein, dass wir diese Fragen sorgfältig prüfen und uns für eine Lösung
gegenüber der Politik einsetzen werden.

Beschäftigen wird uns auch im Jahre 2015 die Einführung des elektronischen Anwaltspostfaches, denn bereits zum 01.01.2016 muss es zur
Verfügung stehen. Das ist für die Bundesrechtsanwaltskammer nicht nur eine in zeitlicher Hinsicht große Herausforderung, sondern auch
eine große finanzielle Herausforderung für die gesamte Anwaltschaft. Wir haben deshalb im letzten Jahr bereits eine Umlage für die vor-
aussichtlich entstehenden Kosten der Einrichtung des elektronischen Postfachs beschlossen. Auch in diesem Jahr werden wir in der Kam-
merversammlung eine weitere Umlage für 2016 beschließen müssen, denn der einmalige Betrag von EUR 63,00, der in diesem Jahr zu zah-
len war, reicht nach den jetzigen Erkenntnissen nicht zur Deckung der Kosten für die Entwicklung und den Betrieb des elektronischen An-
waltspostfaches aus.  Es wird deshalb eine weitere Umlage von EUR 65,00 erforderlich werden, die im nächsten Jahr erhoben werden soll.
Dieser Betrag mag zwar auf den ersten Blick hoch erscheinen, vergleicht man diese Beträge aber mit den Kosten und Lizenzgebühren an-
derer Entwickler von anwaltlicher Software, so wäre es schon eine grandiose Leistung der Bundesrechtsanwaltskammer, wenn mit einem
Betrag von nur EUR 128,00 pro Anwältin und Anwalt das Projekt tatsächlich gestemmt werden könnte.

Welche Kosten dann für den laufenden Betrieb und die Nutzung des elektronischen Anwaltspostfaches ab 01.01.2016 anfallen werden, kann
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht beurteilt werden. Das hängt u.a. auch davon ab, wie schnell die Landesjustizverwaltungen ebenfalls auf
den elektronischen Rechtsverkehr umstellen.

Das elektronische Anwaltspostfach soll ab 01.01.2016 auch eine sichere Verbindung von Anwalt zu Anwalt gewährleisten. Wenn der ge-
samte Schriftverkehr zwischen den Kolleginnen und Kollegen über dieses sichere Anwaltspostfach abgewickelt werden kann, so dürfte dies
u.a. zu einer erheblichen Portoeinsparung führen.

Die nächste Kammerversammlung findet am 22.04.2015 um 15:00 Uhr statt. Dafür haben wir als Gastredner den Präsident des Nieder-
sächsischen Rechtsanwaltsversorgungswerkes, Herrn Kollegen Godehard Vogt aus Oldenburg gewinnen können. Herr Kollege Vogt wird
uns über die Aussichten des Versorgungswerkes und die aus dem Versorgungswerk zu erwartenden Rentenzahlungen berichten. In Zeiten
niedriger Zinsen dürfte dies sicherlich von besonderem Interesse für alle Kolleginnen und Kollegen sein. Sie sollten sich den Termin des-
halb bereits aus diesem Grunde vormerken.

Aber nicht allein deshalb, denn in diesem Jahr stehen auch Neuwahlen zum Vorstand an und von Ihrem Wahlrecht sollten Sie unbedingt
Gebrauch machen.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Ihr
Michael Schlüter 
Präsident
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Aus der Arbeit des Vorstandes

Das Jahr 2014
Tätigkeitsbericht des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer Braunschweig

Vorstand
Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braun-
schweig setzt sich wie folgt zusammen:

Rechtsanwalt und Notar Michael Schlüter,
Braunschweig
- Präsident - ,
Rechtsanwalt Andreas Ronsöhr, Northeim
- Vizepräsident - ,
Rechtsanwalt und Notar Jens Vollmer, Braunschweig
- Vizepräsident - ,
Rechtsanwalt Dr. Peter Beer, Braunschweig
- Schatzmeister -
Rechtsanwalt und Notar Kurt-R. Gassel,
Braunschweig
- Schriftführer - ,
Rechtsanwältin und Notarin
Dr. Ruth Moos-Wittmund, Braunschweig
Rechtsanwalt Hans-Jörg Mausolff, Goslar
Rechtsanwalt und Notar Bernhard Nolte, Duderstadt
Rechtsanwalt Karl-Heinz Mügge, Göttingen
Rechtsanwalt Christoph Höxter, Braunschweig
Rechtsanwalt Stefan Fromme, Herzberg
Rechtsanwalt Dirk Svetlik, Wolfsburg
Rechtsanwalt Dr. Markus Thiele, Rosdorf.
Rechtsanwalt Uwe Nessig, Braunschweig
Rechtsanwalt Dr. André Kupfernagel, Göttingen

Abteilungen der Rechtsanwaltskammer

Abteilung I
(Verstöße gegen Dienstleistungs-Informations-
pflichten-Verordnung)
Dr. Beer, Braunschweig
Mügge, Göttingen
Dr. Thiele, Rosdorf
Höxter, Braunschweig

Abteilung II (berufsrechtl. Verstöße, Verstöße
Geldwäsche Gesetz, § 261 StGB im LG Bezirk BS
außer AG GS, Seesen, Bad Gandersheim)
Dr. Beer, Braunschweig (Vorsitzender)
Nolte, Duderstadt (stellv. Vorsitzender)
Fromme, Herzberg
Vollmer, Braunschweig
Mügge, Göttingen

Abteilung III (berufsrechtl. Verstöße, Verstöße
Geldwäsche Gesetz § 261 StGB im Bezirk des LG
Gö, AG GS, AG Seesen, Clausthal-Zellerfeld)
Dr. Moos-Wittmund, Braunschweig (Vorsitzende)
Ronsöhr, Northeim
Mausolff, Goslar
Dr. Thiele, Rosdorf
Nessig, Braunschweig

Abteilung IV (Zulassung von Rechtsanwälten,
Widerruf/Vertreterbestellungen)
Schlüter, Braunschweig (Vorsitzender)
Dr. Kupfernagel, Göttingen
Gassel, Braunschweig
Ronsöhr, Northeim
Dr. Thiele, Rosdorf

Abteilung V (anwaltl. Aus- und Fortbildung, Fach-
anwaltschaften)
Dr. Moos- Wittmund, Braunschweig (Vorsitzende )
Dr. Kupfernagel, Göttingen
Svetlik, Wolfsburg
Mügge ,Göttingen
Höxter, Braunschweig
Gassel, Braunschweig (stellv. Mitglied)

Abteilung VI (Aus- und Fortbildung nichtjuristi-
scher Mitarbeiter)
Höxter, Braunschweig (Vorsitzender)
Nolte, Duderstadt
Fromme, Herzberg
Dr. Kupfernagel, Göttingen
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Abteilung VII (Gebühren)
Vollmer, Braunschweig (Vorsitzender)
Gassel, Braunschweig (stellv. Vorsitzender)
Mausolff, Goslar
Svetlik, Wolfsburg
Nessig, Braunschweig

Abteilung VIII (Abwickler)
Dr. Beer, Braunschweig (Vorsitzender)
Gassel, Braunschweig (stellv. Vorsitzender)
Ronsöhr, Northeim 
Mügge, Göttingen

Abteilung X (Schlichtung wegen Schlechtleistung)
Dr. Beer, Braunschweig, (Vorsitzender)
Gassel, Braunschweig
Dr. Thiele, Göttingen

Tätigkeit des Präsidiums, des Vorstandes und der
Geschäftsführung

Im Berichtsjahr 2014 haben folgende Veranstaltungen
mit der Teilnahme der Rechtsanwaltskammer stattge-
funden, darüber hinaus war die Kammer bei zahlrei-
chen anderen Veranstaltungen durch ihren Präsidenten
oder Stellvertreter vertreten.

56. Präsidentenkonferenz als
Hauptversammlung in Berlin 16.01.2014
Präsidiumssitzung/Vorstandssitzung 12.02.2014
Redaktionssitzung 19.02.2014

Sitzung Abt. III berufsr. Verstöße 25.02.2014
Sitzung Abt. II berufsr. Verstöße 26.02.2014
Kammerversammlung 26.03.2014
Sitzung des BBiA 07.05.2014
Sitzung Abt. II berufsr. Verstöße 14.05.2014
Sitzung Prüfungsausschuss 21.05.2014
57. Präsidentenkonferenz als
Hauptversammlung in Magdeburg 23.05.2014
DAI Mitgliederversammlung 14.06.2014
Präsidiumssitzung/Vorstandssitzung 18.06.2014
Tag der offenen Tür 25.06.2014
Sitzung Abt. II berufsr. Verstöße 16.07.2014
Belobigungsfeier Auszubildende 30.07.2014
Präsidiumssitzung/Vorstandssitzung 10.09.2014
Deutscher Juristentag Hannover 16.09.2014
Sitzung Abt. III berufsr. Verstöße 17.09.2014
Tagung der Gebührenreferenten
in Braunschweig 20.09.2014
141. Hauptversammlung in Köln 26.09.2014
Redaktionssitzung 12.11.2014
Sitzung Abt. II berufsr. Verstöße 19.11.2014
Präsidiumssitzung/Vorstandssitzung 28.11.2014
142. Hauptversammlung in Berlin 02.12.2014

Im Berichtsjahr 2014 sind insgesamt 4 Kammermittei-
lungen an die Kammermitglieder versandt worden.

Es wurden in den Räumen der Rechtsanwaltskammer
für die Mitglieder 10 Fortbildungsseminare durchge-
führt.

Mitgliederstand und Mitgliederentwicklung
2014 2013

Rechtsanwälte insgesamt mit Rechtsbeiständen und GmbH 1693 1679
Rechtsanwälte (männl.) 1147 1141
Rechtsanwältinnen 530 526
Rechtsbeistände 4 4
Mitglieder aus EG-Mitgliedstaaten 4 3
(gemäß § 206 Abs. 1 BRAO; § 5EuRAG)
RA-GmbH 8 6

Im Kalenderjahr 2014 verstarben am: 22.10.2014 Barbara Kramer

Im Geschäftsjahr wurden neu zugelassen:
2014 2013

Rechtsanwälte 46 40
Rechtsanwältinnen 28 36
Rechtsbeistände 0 0
Mitglieder aus EG-Mitgliedstaaten (gemäß § 206 Abs. 1 BRAO, § 5EuRAG) 1 0
RA-GmbH 2 0
Insgesamt 77 76
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Im Berichtsjahr sind ausgeschieden:
2014 2013

durch Verzicht 38 35
durch Zulassungswechsel 20 23
durch Widerruf gemäß § 14 Abs. 2 Ziff. 7 
(Vermögensverfall) 2 0
durch Widerruf gemäß § 14 Abs. 2 Ziff. 9 
(Nichtunterh. Haftpflicht) 2 1
durch Tod 1 1
Ausgeschieden insgesamt 63 60
Zahl der Kammermitglieder insgesamt 1693 1680

Die Zahl der Kammermitglieder hat sich damit im Berichtsjahr 2014 um 14 insgesamt erhöht, dies bedeutet ei-
nen prozentualen Zuwachs von 0,83 Prozent.

Kammerversammlung
Während des Berichtsjahres fand eine ordentliche Kammerversammlung am 26. März 2014 in Braunschweig
statt. 

Tätigkeit der Abteilungen der Kammer

Abteilung für Zulassungsangelegenheiten
2014 2013

Anträge auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, gesamt      82 80
Anträge auf Zulassung einer GmbH  2 1
Anträge auf Zulassung gem. § 2 EuRAG  1 1
Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis nach dem Rechtsberatungsgesetz 0 0
Zulassungen aus anderen Kammerbezirken/incl.               
Umzulassungen im Umlaufverfahren und 
Zulassungen im streitigen Verfahren 24 31
Unerledigte Anträge zum 31.12.2014 5 4
Rücknahme von Zulassungsanträgen 0 1
Erfolgte Zulassungen(incl. Umzulassungen und GmbH-Zulassungen) 77 76
Widerrufsverfahren 6 2

Aufsichtsverfahren/ Gutachten/Vermittlung  im Geschäftsjahr 2014
2014 2013

Abteilung II berufsrechtliche Verstöße 64 62
Abteilung III berufsrechtliche Verstöße 49 65
Abteilung VII Gebühren 13 13
Schiedsgutachten 2 0
Abteilung X Vermittlungen 18 26
Zusammen 146 166
Aus den Vorjahren übernommen 77 20
Zusammen 223 186
Davon erledigt durch Zurückweisung Einigung oder Sonstiges 83 71
Mißbilligende Belehrungen 3 6
Rüge 16 17
Einleitung eines AnwG-Verfahrens/ Abg. GSTA 10 2
Gebührengutachten erstellt 6 13
Schiedsgutachten erstellt 2 0
Am Jahresende unerledigt und in Bearbeitung 103 77
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Berufsbildungsbericht
Gemäß § 34 i.V.m. § 71 Abs. 4 Berufsbildungsgesetz führt die Rechtsanwaltskammer Braunschweig als zu-
ständige Stelle das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse für die Ausbildungsberufe „Rechtsanwalts-
fachangestellte/r“, „Rechtsanwalts- und Notarfach-angestellte/r.
Der Berufsbildungsausschuss der Rechtsanwaltskammer wurde gebildet für den Zeitraum vom 03.02.2011 bis
zum 02.02.2015 aus jeweils 6 ordentlichen und 6 stellvertretenden Mitgliedern aus den Bereichen Arbeitgeber,
Arbeitnehmer und Berufsschullehrer.

Im Jahr 2014 fand 1 Sitzung statt: am 07.05.2014; es wurden grundsätzliche Fragen der Berufsausbildung be-
sprochen.

Im Kammerbezirk bestehen 7 Prüfungsausschüsse für die Abnahme von Fachangestellten-prüfungen: 
Braunschweig (3 Ausschüsse)
Göttingen
Goslar
Northeim (Göttingen-Süd)
Wolfsburg

Seit dem 25.04.2012 besteht ein Aufgabenausschuss. Er wurde bis zum 30.11.2016 bestellt. Er besteht aus 16
Mitgliedern aus den Bereichen Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Berufsschullehrer.

2014 2013
Neueintragungen (Ausbildungsbeginn im Jahr 2014) 106 118
vorzeitig Gelöschte 26 28
während der Probezeit 20 16
vor Ausbildungsantritt 6 5
durch den Auszubildenden 0 1
im gegenseitigen Einvernehmen 0 3
Aufgabe der Berufsausbildung 0 3
Teilnahme Einstiegsqualifizierung 1 2
Zwischenprüfungsteilnehmeranzahl 75 101
Abschlussprüfung Winter 2013/2014 und Sommer 2014 100
davon bestanden 96
davon nicht bestanden 4
davon in 2014 geprüfte Wiederholer 4
davon endgültig nicht bestanden 1
Abschlussprüfung Winter 2012/2013 und Sommer 2013 108
davon bestanden 96
davon nicht bestanden 12
davon in 2014 geprüfte Wiederholer 11
davon endgültig nicht bestanden 2
Aufnahme Stipendiat/in Begabtenförderung 0 1

Prüfungsergebnisse Abschlussprüfung Winter 2013/2014 und Sommer 2014
Prüfungsausschuss Note 1 Note 2 Note 3 Note 4 Nicht bestanden insgesamt
Göttingen 1 (1) 8 (7) 9 (16) 4 (3) 0 (0) 22 (27)
Northeim 0 (1) 1 (5) 6 (5) 3 (0) 0 (0) 10 (11)
Wolfsburg 1 (1) 11 (7) 4 (9) 0 (1) 0 (0) 16 (18)
Goslar 0 (0) 2 (3) 6 (9) 2 (1) 0 (0) 10 (13)
Braunschweig 0 (0) 8 (7) 16 (15) 14 (6) 4 (12) 42 (40)
OLG-Bezirk gesamt 2 (3) 30 (29) 41 (54) 23 (11) 4 (12) 100(109)

In Klammern stehen die Ergebnisse aus dem Vorjahr
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Zum ehrenamtlichen Ausbildungsberater ist bis dato bestellt worden:
für den OLG-Bezirk Braunschweig: Herr RA Ulrich Conrady, Braunschweig.

Abteilung für anwaltliche Aus- und Fortbildung, Fachanwaltschaften

Im Geschäftsjahr 2014 sind 25 Fachanwaltsanträge bei der Rechtsanwaltskammer Braunschweig eingegangen.
Von diesen wurden zzgl. der noch nicht beschiedenen  8 Anträge aus den Vorjahren durch den Fachausschuss
und die Abteilung des Vorstandes im Geschäftsjahr wie folgt bearbeitet:

2014 verliehen nicht In 2015 2013
verliehen übernommen

Agrarrecht 0 0 0 0 2
Arbeitsrecht 7 5 0 2 8
Bank- und Kapitalmarktrecht 2 1 0 1 2
Bau- und Architektenrecht 1 1 0 0 1
Erbrecht 3 3 0 0 3
Familienrecht 2 2 0 0 11
Gewerblicher Rechtsschutz 0 0 0 0 1
Handelsrecht 0 0 0 0 1
Insolvenzrecht 1 1 0 0 2
Internationales Wirtschaftsrecht 1 0 0 1 0
IT-Recht 0 0 0 0 0
Medizinrecht 2 2 0 0 3
Miet- und Wohnungseigentumsrecht 3 3 0 0 0
Sozialrecht 3 3 0 0 3
Steuerrecht 3 2 0 1 5
Strafrecht 1 1 0 0 1
Transport- und Speditionsrecht 0 0 0 0 0
Urheber- und Medienrecht 1 0 0 1 2
Verkehrsrecht 1 1 0 0 3
Versicherungsrecht 1 1 0 0 1
Verwaltungsrecht 1 1 0 0 0
Gesamt 33 27 0 6 49

Mit freundlichen Grüßen

Schlüter
-Präsident-
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Beschlus̈se der Satzungsversammlung
7. Sitzung der 5. Satzungsversammlung
bei der Bundesrechtsanwaltskammer am 10./11.11.2014 in Berlin

I. Berufsordnung
1. § 2 BORA wird wie folgt neu gefasst:
(1) Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit ver-

pflichtet und berechtigt. Dies gilt auch nach Been-
digung des Mandats.

(2) Ein Verstoß gegen die Pflicht zur Verschwiegen-
heit (§ 43a Abs. 2 Bundesrechtsanwaltsordnung)
liegt nicht vor, soweit Gesetz und Recht eine Aus-
nahme fordern oder zulassen.

(3) Ein Verstoß ist nicht gegeben, soweit das Verhalten
des Rechtsanwalts

a) mit Einwilligung erfolgt oder
b) zur Wahrnehrnung berechtigter Interessen erfor-

derlich ist, z. B. zur Durchsetzung oder Abwehr
von Ansprüchen aus dem Mandatsverhältnis oder
zur Verteidigung in eigener Sache, oder

c) im Rahmen der Arbeitsabläufe der Kanzlei ein-
schließlich der Inanspruchnahme von Leistungen
Dritter erfolgt und objektiv einer üblichen, von der
Allgemeinheit gebilligten Verhaltensweise im so-
zialen Leben entspricht (Sozialadäquanz).

(4) Der Rechtsanwalt hat seine Mitarbeiter zur Ver-
schwiegenheit schriftlich zu verpflichten und an-
zuhalten, auch soweit sie nicht im Mandat, sondern
in sonstiger Weise für ihn tätig sind.

(5) Abs. 4 gilt auch hinsichtlich sonstiger Personen,
deren Dienste der Rechtsanwalt in Anspruch
nimmt und

a) denen er verschwiegenheitsgeschützte Tatsachen
zur Kenntnis gibt oder

b) die sich gelegentlich ihrer Leistungserbringung
Kenntnis von verschwiegenheitsgeschützten Tatsa-
chen verschaffen können.
Nimmt der Rechtsanwalt die Dienste von Unter-
nehmen in Anspruch, hat er diesen Unternehmen
aufzuerlegen, ihre Mitarbeiter zur Verschwiegen-
heit über die Tatsachen gemäß Satz 1 zu verpflich-
ten. Die Pflichten nach Satz 1 und 2 gelten nicht,

soweit die dienstleistenden Personen oder Unter-
nehmen kraft Gesetzes zur Geheimhaltung ver-
pflichtet sind oder sich aus dem Inhalt der Dienst-
leistung eine solche Pflicht offenkundig ergibt.

(6) Der Rechtsanwalt darf Personen und Unternehmen
zur Mitarbeit im Mandat oder zu sonstigen Dienst-
leistungen nicht hinzuziehen, wenn ihm Umstände
bekannt sind, aus denen sich konkrete Zweifel an
der mit Blick auf die Verschwiegenheitspflicht er-
forderlichen Zuverlässigkeit ergeben und nach
überprüfung verbleiben.

(7) Die Bestimmungen des Datenschutzrechts zum
Schutz personenbezogener Daten bleiben
unberührt.

2. § 6 Abs. 2 Satz 1 BORA wird wie folgt neu ge-
fasst:
(2) Die Angabe von Erfolgs- und Umsatzzahlen ist un-

zulässig, wenn sie irreführend ist.

3. § 11 BORA wird wie folgt neu gefasst:
§ 11 Mandatsbearbeitung und Unterrichtung des Man-
danten
(1) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, das Mandat in

angemessener Zeit zu bearbeiten und den Mandan-
ten über alle für den Fortgang der Sache wesent-
lichen Vorgänge und Maßnahmen unverzüglich zu
unterrichten. Dem Mandanten ist insbesondere von
allen wesentlichen erhaltenen oder versandten
Schriftstücken Kenntnis zu geben.

(2) Anfragen des Mandanten sind unverzüglich zu be-
antworten.

II. Fachanwaltsordnung
1. § 2 Abs. 3 FAO wird wie folgt neu gefasst:
(3) Die besonderen theoretischen Kenntnisse müssen

die verfassungs-, europa- und menschenrecht-
lichen Bezüge des Fachgebiets erfassen.

Berufsrecht
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2. § 5 lit. m) Satz 1 FAO wird wie folgt neu gefasst:
Erbrecht: 80 Falle, davon mindestens 20 rechtsförm-
liche Verfahren (davon höchstens 15 Verfahren der
freiwilligen Gerichtsbarkeit).

3. § 14h Nr. 2 FAO wird wie folgt neu gefasst:
2. Designrecht, einschließlich des Rechts der euro-

paischen Geschmacksmuster,

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung sind vom
Bundesministerium der Justiz und fü� r Verbraucher-
schutz geprü� ft worden. ESie wurden teilweise bean-
standet. Das Schreiben des BMJV ist nachfolgend ab-
gedruckt.
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Satzungsversammlung beschließt
neue Fachanwaltschaft für Vergaberecht

Die Satzungsversammlung hat in ihrer Sitzung am
16.03.2015  eine neue Fachanwaltschaft für Vergabe-
recht beschlossen. Diskutiert wurde auch die Einfüh-
rung weiterer Fachanwaltstitel für Migrationsrecht
und für Opferrecht. Die Beschlussfassung über die
Einführung wurde allerdings in die nächste Legislatur-
periode verschoben. 

Ein weiteres Thema war die Entscheidung des BGH
zur Bezeichnung als „Spezialist“. Damit wird sich die

Satzungsversammlung sicherlich auch zukünftig noch
intensiv beschäftigen müssen. 

Außerdem wurde beschlossen, gegen den Bescheid
des BMJ vom 04.03.2015 im Hinblick auf die in der
letzten Satzungsversammlung beschlossenen Ände-
rung des § 2 BORA Klage zu erheben und an das Mi-
nisterium heranzutreten, um eine Änderung der Ent-
scheidung zu erwirken. 
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Informationen der Deutschen Rentenversicherung Bund
zur Umsetzung der Rechtsprechung des BSG vom 03.04.2014
zum Befreiungsrecht von Syndikusanwälten und dem einzuräumen-
den Vertrauensschutz

Sehr geehrte Damen und Herren
Kolleginnen und Kollegen,
im Zusammenhang mit der Umsetzung der Rechtspre-
chung des BSG vom 03.04.2014 zum Befreiungsrecht
von Syndikusanwälten und dem einzuräumenden Ver-
trauensschutz hat die Deutsche Rentenversicherung
Bund heute folgende Informationen herausgegeben:
Bis zum 03.04.2014 hat die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund zugelassene Rechtsanwälte, die bei nicht-
anwaltlichen Arbeitgebern beschäftigt sind (Syndikus-
anwälte), nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung befreit, wenn die ausgeu ̈bte Beschäftigung
bestimmte Merkmale (sog. Vier-Kriterien-Theorie)
aufwies. Da das Bundessozialgericht am 03.04.2014
in drei Entscheidungen klargestellt hat, dass Syndikus-
anwälte nicht befreiungsfähig sind (AZ: B 5 RE 3/14
R; B 5 RE 9/14 Rund B 5 RE 13/14 R), kann diese
Praxis nicht fortgesetzt werden.
Dies hat weitreichende Konsequenzen für das Befrei-
ungsrecht von der gesetzlichen Rentenversicherungs-
pflicht. Zum einen können seit dem 03.04.2014 keine
Befreiungen mehr für bei nichtanwaltlichen Arbeitge-
bern beschäftigte Rechtsanwälte ausgesprochen wer-
den. Zum anderen ist zu entscheiden, wie mit soge-
nannten "Altfällen" umzugehen ist. Hinter diesem Be-
griff verbergen sich die unterschiedlichsten Fallgestal-
tungen von Rechtsanwälten, die (teilweise) seit Jahren
für nichtanwaltliche Arbeitgeber tätig sind und deren
Rentenversicherungsbeiträge für diese Beschäftigun-
gen an die berufsständischen Versorgungswerke für
Rechtsanwälte gezahlt werden.
Hinsichtlich der Beurteifung dieses Personenkreises
ist zu differenzieren zwischen Syndikusanwälten, die
im Besitz eines auf die derzeitige Beschäftigung bezo-
genen Befreiungsbescheides sind und Beschäftigten
ohne einen solchen Bescheid.
Personen mit einem aktuellen Befreiungsbescheid
bleiben befreit, solange die Beschäftigung, für die die

Befreiung ausgesprochen wurde, ausgeübt wird. Zur
Reichweite einer Befreiung hat das BSG bereits in sei-
nen Urteilen vom 31.10.2012 entschieden, dass die
Befreiung nur für eine ganz konkrete Beschäftigung
bei einem bestimmten Arbeitgeber ausgesprochen
wird (AZ: B 12 R 8/10 R; B 12 R 3/11 Rund B 12 R
5/10 R).
Mit einem Wechsel des Arbeitgebers endete oder endet
daher regelmäßig die Befreiung. Sie gilt ausnahms-
weise weiter, wenn ein Betriebsübergang im Sinne des
§ 613a BGB vorliegt, der das bisherige Aufgabenge-
biet und die arbeitsrechtliche Stellung zum Arbeitge-
ber nicht berührt. Die Wirkung der Befreiung endete
oder endet ebenfalls, wenn es bei dem bisherigen Ar-
beitgeber zu einer wesentlichen Änderung im Tätig-
keitsfeld (z. B. Wechsel von der Rechtsabteilung in
den Vertrieb) gekommen ist oder kommt, so dass die
Tätigkeit ihren ursprünglich rechtsberatenden Charak-
ter verliert. Die bloße Übernahme anderer Aufgaben
(z. B. ein Mitarbeiter der Rechtsabteilung wechselt
vom gewerblichen Rechtsschutz zum Gesellschafts-
recht) berührt dagegen die Wirksamkeit der Befreiung
nicht.
Beschäftigte ohne einen aktuellen Befreiungsbescheid
sind dagegen seit der Beschäftigungsaufnahme Versi-
cherte in der gesetzlichen Rentenversicherung, es sei
denn, sie können nachweisen, dass ihnen auf eine ent-
sprechende Anfrage bei der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund die Weitergeltung der alten Befreiung
schriftlich oder mündlich bestätigt worden ist. Für die
versicherten Personen wären grundsätzlich unter
Berücksichtigung der Verjährungsvorschriften Beiträ-
ge nachzuerheben. Das gilt nach der Rechtsprechung
des Bundessozialgerichtes vom 31.10.2012 unabhän-
gig davon, in welcher Form ein alter Befreiungsbe-
scheid für eine früher ausgeübte Tätigkeit vorliegt, da
sich aus der Verwendung bestimmter Texte in den Be-
freiungsbescheiden kein Vertrauensschutz ergeben
kann. Die alte Befreiung ist mit der Aufgabe der ur-
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sprünglich befreiten Tätigkeit gegenstandslos gewor-
den.
Um einen sachgerechten Interessenausgleich zu ge-
währleisten, der auch Vertrauensschutzgesichtspunkte
angemessen beru ̈cksichtigt, hat sich die Deutsche
Rentenversicherung zur Organisation der Umstellung
der Versicherungsverhältnisse der Betroffenen für eine
grundsätzlich zukunftsorientierte Lösung entschieden.
Das heißt: Für die Syndikusanwälte, deren Befreiung
nicht für die derzeitige Beschäftigung ausgesprochen
wurde und die bisher durch ihre Arbeitgeber noch
nicht zur gesetzlichen Rentenversicherung angemeldet
wurden, kann es bis zum 31.12.2014 bei der beschäf-
tigungsbezogenen Beitragszahlung an die berufsstän-
dischen Versorgungswerke verbleiben, wenn sicherge-
stellt ist, dass die Arbeitgeber die Betroffenen späte-
stens zum Beginn des Jahres 2015 zur gesetzlichen
Rentenversicherung anmelden und dann die Beiträge
fortlaufend dorthin zahlen. Die Anmeldung kann nach
§ 6 DEÜV innerhalb der ersten sechs Wochen des Jah-
res 2015 rückwirkend zum 1. Januar 2015 erfolgen.
Eine Korrektur der Beitragszahlung fu ̈r die Vergan-
genheit erfolgt nicht.
Über diese begünstigende Stichtagsregelung hinaus
gilt für rentennahe Jahrgänge eine Sonderregelung, da
sie bei der Umstellung ihrer Versicherung bis zum Er-
reichen einer (vorzeitigen) Altersgrenze keine oder nur
noch sehr geringe Rentenanwartschaften erwerben
könnten. Daher wird bei Personen, die am 31.12.2014
bereits das 58. Lebensjahr vollendet haben und die in
der Vergangenheit von der Rentenversicherungspflicht
befreit worden sind und die einkommensbezogene
Beiträge zur Versorgungseinrichtung zahlen, auf einen
Wechsel in die gesetzliche Rentenversicherung ver-
zichtet. Das gilt auch bei einem späteren Wechsel des
Arbeitgebers.
Ausgenommen von beiden Vertrauensschutzregelun-
gen sind Personen, die in der Vergangenheit ihre An-
waltszulassung zurückgegeben haben und seitdem ih-
rer Versorgungseinrichtung nur noch als freiwillige
Mitglieder angehören. Für sie gilt, dass sie unabhängig
vom Lebensalter ab dem Wegfall der Befreiungsvor-
aussetzungen als Pflichtmitglieder der gesetzlichen

Rentenversicherung anzusehen sind. Beiträge müssen
unter Berücksichtigung der Verjährungsvorschriften
nachentrichtet werden. Ausgenommen vom Vertrau-
ensschutz sind ferner Personen, die inzwischen einer
Tätigkeit nachgehen, die unter keinen Umständen als
rechtsberatend angesehen werden kann.
Zusammengefasst ergeben sich für die Umsetzung des
Wechsels der Syndikusanwälte in die gesetzliche Ren-
tenversicherung die folgenden Eckpunkte:
- Syndikusanwälte, die über einen aktuellen Befrei-
ungsbescheid für ihre derzeit ausgeu ̈bte Beschäfti-
gung verfügen, bleiben in dieser Beschäftigung be-
freit.

- Für Syndikusanwälte, die am 31.12.2014 bereits das
58. Lebensjahr vollendet haben, bleibt es auch bei
einem Arbeitgeberwechsel - bei einer Versicherung
in dem zuständigen berufsständischen Versorgungs-
werk, wenn sie in der Vergangenheit befreit wurden
und solange alle Voraussetzungen für eine Pflicht-
versicherung im Versorgungswerk vorliegen (Zulas-
sung als Rechtsanwalt, Zahlung einkommensbezo-
gener Beiträge usw.). Ausgenommen vom Vertrau-
ensschutz sind Personen, die bei ihrem Arbeitgeber
keine rechtsberatende Tätigkeit ausüben.

- Syndikusanwälte, deren Befreiungsbescheid nicht
für die aktuell ausgeübte Beschäftigung ausgespro-
chen wurde und die am 31.12.2014 das 58. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, werden von ihren
Arbeitgebern spätestens zu dem Stichtag 01.01.2015
zur gesetzlichen Rentenversicherung angemeldet.
Ist eine Anmeldung bereits zu einem Termin vor
dem Stichtag erfolgt, verbleibt es dabei.

- Für die Beschäftigten, die bis zu dem Stichtag
01.01.2015 umgemeldet sind, sind Beiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung - wie bei allen ande-
ren Beschäftigten auch - ab dem Datum der Anmel-
dung laufend zu entrichten. Fu ̈r die Vergangenheit
werden Beiträge für diese Beschäftigten nicht erho-
ben, wenn sie durchgehend als Rechtsanwalt zuge-
lassen waren und für ihre Arbeitgeber eine rechtsbe-
ratende Tätigkeit ausgeübt haben.



KammermitteilungKammermitteilung

15Rechtsanwaltskammer März 2015

Syndikusanwalt und Rentenversicherung
BRAK diskutiert Eckpunktepapier des Justizministeriums
Die Präsidenten der Rechtsanwaltskammern haben ge-
stern auf ihrer Hauptversammlung die vom Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz erar-
beiteten Eckpunkte zur Neuregelung des Rechts der
Syndikusanwälte intensiv diskutiert. Das Papier, das
vor wenigen Tagen von Minister Maas vorgestellt
wurde, will die durch die Entscheidungen des Bundes-
sozialgerichts aufgeworfene rentenversicherungs-
rechtliche Problematik der Berufsgruppe durch eine
Gesetzesänderung im anwaltlichen Berufsrecht lösen.
Die BRAK hatte dazu bereits einen eigenen Vorschlag
unterbreitet, der - anders als vom Bundesjustizmin is-
terium geplant - eine Lösung im Sozialrecht durch
eine Ergänzung des § 6 SGB VI vorsieht. Nach Auf-
fassung der Hauptversammlung sollte ein sozialrecht-

liches Problem im Sozialrecht gelöst werden und nicht
durch eine Statusfeststellung in der Bundesrechtsan-
waltsordnung.

"Der BRAK ist an einer zeitnahen Lösung gelegen",
erklärte Präsident Axel . C. Filges beim Parlamentari-
schen Abend der Kammer, an dem auch Minister Maas
teilnahm. "Unser zuständiger Ausschuss wird sich da-
her schon am 6. Februar mit dem Eckpunktepapier be-
fassen und auf der Grundlage der dortigen Diskussion
werden die Kammerpräsidenten auf ihrer nächsten
Hauptversammlung am 27. Februar eine Stellungnah-
me erarbeiten. Gleichzeitig erwarten wir aber auch,
dass sich die Politik mit derselben Intensität und Sorg-
falt mit den Vorschlägen der BRAK auseinandersetzt."

Neuregelung des Rechts der Syndikusanwälte
Eckpunkte
Die Bundesrechtsanwaltsordnung soll wie folgt geän-
dert werden:
1. Es soll eine - bisher fehlende - berufsrechtliche

Regelung für die Tätigkeit angestellter Rechts-
anwälte geschaffen werden (vgl. § 58 StBerG).

2. Es wird geregelt, dass der Rechtsanwalt den
Rechtsanwaltsberuf als Angestellter eines ande-
ren Rechtsanwalts, eines Angehörigen eines sozie-
tätsfähigen Berufs oder einer Berufsausübungsge-
meinschaft (§ 59a BRAO) ausub̈en darf.

3. Die Doppelberufstheorie wird aufgegeben. Es
wird geregelt, dass der Rechtsanwalt, der den
Rechtsanwaltsberuf als Angestellter anderer als
der in Nummer 2 genannten Personen ausübt, an-
waltlich tätig ist. Die Rechtsberatungsbefugnis
beschränkt sich in diesem Falle auf die Beratung

und Vertretung des Arbeitgebers des Rechtsan-
walts (= Legaldefinition Syndikusanwalt).

4. Die anwaltliche Tätigkeit des Unternehmensjuris-
ten für seinen Arbeitgeber soll zulassungspflich-
tig und mit der Pflichtmitgliedschaft in der
Rechtsanwaltskammer verbunden sein. Die
Pflichtmitgliedschaft in der Rechtsanwaltskam-
mer ist erforderlich, damit die Befreiungsmöglich-
keit von der gesetzlichen Rentenversicherung be-
steht. Denn nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 SGB VI
besteht die Befreiungsmöglichkeit nur fu ̈r eine
Beschäftigung, wegen der kraft gesetzlicher Ver-
pflichtung ein Beschäftigter Mitglied einer berufs-
ständischen Kammer ist.

5. Die Tätigkeit des Rechtsanwalts kann sich auf
die Tätigkeit als Syndikusanwalt beschränken.
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Eine - daneben ausgeübte - Tätigkeit als niederge-
lassener Rechtsanwalt ist zulässig, aber nicht not-
wendig.

6. Die anwaltliche Tätigkeit des Syndikusanwalts
umfasst die Beratung und Vertretung in allen
Rechtsangelegenheiten des Arbeitgebers (mit
Ausnahme der unter den Nummern 10 und 11 ge-
nannten). Die Anwendbarkeit des Rechtsanwalts-
vergu ̈tungsgesetzes (RVG) wird ausgeschlossen.
Erstattungsrechtlich werden Kosten für den Syn-
dikusanwalt so behandelt wie Kosten für sonstige
Vertreter des Unternehmens. Die Abgrenzung zu
nichtanwaltlichen Tätigkeiten erfolgt nach densel-
ben Grundsätzen wie beim niedergelassenen
Rechtsanwalt (vgl. § 3 BRAO).

7. Nichtanwaltliche Tätigkeiten darf der Syndikus-
anwalt sowohl innerhalb als auch außerhalb des
Syndikus-Anstellungsverhältnisses nach den all-
gemein geltenden Grundsätzen für zweitberufli-
che Tätigkeiten ausu ̈ben (unvereinbare Tätigkei-
ten gemäß § 7 Nummer 8, § 14 Absatz 2 Nummer
8 BRAO).

8. Für alle Fälle der Anstellung (Nummern 2 und 3)
wird geregelt, dass die anwaltliche Unabhängig-
keit durch das Weisungsrecht des Arbeitgebers
nicht beeinträchtigt werden darf.

9. Mit dem Zulassungsantrag des Syndikusanwalts
muss der Anstellungsvertrag vorgelegt werden,
aus dem sich ergeben muss, dass die anwaltliche
Unabhängigkeit gewährleistet ist (Nummer 8).
Die Zulassung als Syndikusanwalt wird im
Rechtsanwaltsverzeichnis erfasst.

10. Ein gerichtliches Vertretungsverbot soll kun̈ftig
für die Tätigkeit des Rechtsanwalts im Rahmen
des Syndikus-Anstellungsverhältnisses gelten,
soweit in zivil- und arbeitsrechtlichen Verfahren
ein Anwaltszwang besteht. Das Vertretungsverbot
innerhalb des Anstellungsverhältnisses ist in die-
sen Fällen erforderlich, um ein Ungleichgewicht
zwischen den Prozessparteien zu verhindern:
Denn ein solches träte ein, wenn eine Einzelper-
son oder kleine und mittlere Unternehmen ohne
eigene Rechtsabteilung einen Rechtsanwalt be-
zahlen müssten, für den zudem noch die Mindest-
gebührenregelungen des RVG (Unterschreitungs-
verbot) gelten würden, während große Unterneh-
men sich durch den eigenen Syndikus vertreten
lassen und so ihr Kostenrisiko verringern könnten.
Dagegen soll sich die faktische Lage in zivil-
und arbeitsrechtlichen Verfahren ohne An-
waltszwang nicht ändern. Bereits heute können

Unternehmensmitarbeiter ihren Arbeitgeber als
sonstige Vertreter in diesen Verfahren vertreten.
Ku ̈nftig können sie diese Vertretung als Syndikus-
anwälte vornehmen.
Generell soll künftig zudem die Vertretung des
Arbeitgebers durch Syndikusanwälte in verwal-
tungs-, finanz- und sozialgerichtlichen Verfah-
ren zulässig sein. Die in zivil- und arbeitsgericht-
lichen Verfahren vorgenommene Differenzierung
zwischen Verfahren mit und ohne Anwaltszwang
kann hier nicht vorgenommen werden. Auch in
Verfahren, in denen Anwaltszwang besteht, kön-
nen sich Behörden und juristische Personen des
öffentlichen Rechts durch eigene Beschäftigte
vertreten lassen, so dass kein Ungleichgewicht
zwischen den Prozessparteien entstehen kann.
Das RVG soll fu ̈r diesen Fall nicht anwendbar
sein, weil es auf die selbständige Tätigkeit eines
niedergelassenen Rechtsanwalts abstellt, der Syn-
dikusanwalt dagegen für seine Tätigkeit im Rah-
men des Anstellungsverhältnisses bezahlt wird.

11. Für die Verteidigung in Straf- und Bußgeldver-
fahren, die gegen seinen Arbeitgeber oder Mitar-
beiter des Unternehmens in Unternehmensangele-
genheiten geführt werden, soll für den Syndikus-
anwalt ein generelles Vertretungsverbot gelten
(auch soweit der Syndikusanwalt als niedergelas-
sener Rechtsanwalt tätig wird). In Angelegenhei-
ten des Straf- und Ordnungswidrigkeitenrechts ist
das Vertretungsverbot als Verteidiger des Arbeit-
gebers im Hinblick auf § 53 Absatz 1 Nummer 2,
§ 97 Absätze 1 bis 3, § 100c Absatz 6 und § 160a
StPO und das Gebot der effektiven Strafverfol-
gung geboten (insbesondere in Anbetracht der un-
ter Nummer 13 dargelegten Gefahr der "Verschie-
bung" von Beweismitteln). Das Verbot der Vertei-
digung auch von Mitarbeitern des Unternehmens
in Unternehmensangelegenheiten ist im Hinblick
auf §§ 30, 130 OWiG erforderlich, da hiernach
von Mitarbeitern begangene unternehmensbezo-
gene Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten zu-
gleich den Vorwurf einer Ordnungswidrigkeit ge-
gen das Unternehmen bzw. dessen Inhaber be-
gründen können.

12. Für die Berufspflichten des Syndikusanwalts gel-
ten die allgemeinen Regelungen (insbesondere
Unabhängigkeit, Verschwiegenheit, Verbot der
Vertretung widerstreitender Interessen, Berufs-
haftpflichtversicherung, Handakten, Fachanwalt-
schaft). Bereichsspezifische Konkretisierungen
kann die Satzungsversammlung bei der BRAK
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durch Satzung in der Berufsordnung treffen kann.
13. Für Syndikusanwälte soll eine Geltung der in § 53

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 (Zeugnisverweige-
rungsrecht), § 97 Absätze 1 bis 3 (Beschlagnah-
meverbot), § 100c Absatz 6 (Verbot der Wohnrau-
müberwachung) und § 160a (Einschränkung von
Ermittlungsmaßnahmen) StPO fu ̈r das Strafpro-
zessrecht geregelten Anwaltsprivilegien, die ge-
gen einen als Zeugen in Betracht kommenden
Rechtsanwalt gerichtete strafprozessuale Ermitt-
lungsmaßnahmen erschweren oder diesen ent-
gegenstehen, ausgeschlossen werden.
Das Bundesverfassungsgericht hat wiederholt das
verfassungsrechtliche Gebot einer effektiven
Strafverfolgung hervorgehoben, das Interesse an
einer möglichst vollständigen Wahrheitsermitt-
lung im Strafverfahren betont und die wirksame
Aufklärung gerade schwerer Straftaten als einen
wesentlichen Auftrag eines rechtsstaatlichen Ge-
meinwesens bezeichnet. Die durch Strafverfol-
gungsmaßnahmen bezweckte Aufklärung von
Straftaten und ihr Beitrag zur Durchsetzung der

Strafgesetze können durch Zeugnisverweige-
rungsrechte oder vergleichbare verfahrensrechtli-
che Beschränkungen der Strafverfolgung emp-
findlich berührt werden (u. a. BVerfG v. 12. Okt-
ober 2011 - 2 BvR 236/08 u. a.- Rn. 249).
Eine Einbeziehung der Syndikusanwälte in den
Anwendungsbereich der §§ 97 und 160a StPO
würde die Gefahr hervorrufen, dass Unternehmen
Beweismittel zum Syndikusanwalt verschieben
könnten, um sie dem Zugriff der Strafverfol-
gungsbehörden zu entziehen.
Schließlich muss die von den Ermittlungsbehör-
den vorzunehmende Bewertung des Vorliegens ei-
nes Beweiserhebungsverbots anhand äußerlich
einfach feststellbarer Kriterien (niedergelassene
Tätigkeit gegenu ̈ber Beschäftigungsverhältnis)
möglich sein. Eine Unterscheidung der Tätigkeit
des Syndikusanwalts für das Unternehmen zwi-
schen "Rechtsberatung" und "sonstiger geschäftli-
che Beratung" stellte kein Kriterium dieser Art
dar.

Pressemitteilung der BRAK vom 27.02.2015

Die Hauptversammlung der Bundesrechtsanwalts-
kammer hat sich in ihrer Sitzung am 27.02.2015 wie
angekündigt mit dem Eckpunktepapier des BMJV be-
fasst. Vorausgegangen war eine sorgfältige Analyse
des Papiers durch den Berufsrechtsausschuss der
BRAK.
Im Ergebnis bleibt die Hauptversammlung dabei, dass
die durch die Entscheidungen des BSG entstandenen
sozialversicherungsrechtlichen Probleme im Sozial-
recht gelöst werden können und müssen. Die Haupt-
versammlung fordert insoweit eine inhaltliche politi-
sche Debatte über den von ihr im Dezember vergange-
nen Jahres vorgelegten, begründeten Vorschlag einer
Gesetzesnovelle zum SGB VI.
Eine abstrakte Debatte über Ablehnung oder Unter-
stützung des Eckpunktepapiers führt zu keinem

genügenden Ergebnis. Seine strukturellen und metho-
dischen Unschärfen wird die BRAK in ihrer schrift-
lichen Stellungnahme aufzeigen. Insbesondere
berücksichtigt das Eckpunktepapier nicht ausreichend:
- die fu ̈r die Unabhängigkeit der Rechtsanwaltschaft
als Organ der Rechtspflege zu erfu ̈llenden Voraus-
setzungen,

- den umfassenden Schutz des Vertrauensverhältnisses
zwischen Mandant und Anwalt,

- die Spezifika anwaltlicher Tätigkeiten.
Vor diesem Hintergrund wird sich die BRAK selbst-
verständlich im Interesse der gesamten Anwaltschaft
an einem unter Beru ̈cksichtigung des Eckpunktepa-
piers geführten Gesetzgebungsverfahren aktiv beteili-
gen.
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Gespräch im Ausschuss Recht und Verbraucherschutz
des Deutschen Bundestages mit Vertretern der Bundesregierung,
der Deutschen Rentenversicherung Bund, der Bundes-
rechtsanwaltskammer, des DAV und des BUJ am 28.01.2015
Der Ausschuss Recht und Verbraucherschutz des
Deutschen Bundestages hat die BRAK, den DAV, die
Deutsche Rentenversicherung Bund sowie den BUJ zu
einem Gespräch zum Thema Syndikusanwalte im
Rahmen einer ordentlichen - nicht öffentlichen - Sit-
zung eingeladen. Am Tisch der Abgeordneten saßen
zudem für die Bundesregierung aus dem BMJV der
Parlamentarische Staatssekretär Christian Lange so-
wie Frau MDin Graf-Schlicker.
Die Vorsitzende des Ausschusses für Recht und Ver-
braucherschutz, Renate Künast, räumte den Vertretern
von BRAK, DA V, DRV Bund und BUJ zunächst je-
weils drei Minuten für ein Eingangsstatement ein.
Herr Skipka erläuterte, dass die derzeitige Problema-
tik der Syndikusanwälte nicht auf die DRV Bund, son-
dern allein auf die drei Entscheidungen des BSG
zurückzuführen sei. Vor dem Hintergrund, dass im Be-
rufsrecht nicht konkret geregelt sei, was unter anwalt-
licher Tätigkeit zu verstehen sei, habe man seinerzeit
die so genannte Vier-Kriterien-Theorie entwickelt, die
sich in der Praxis bewährt habe. Auf Grund dieser bis-
herigen Verwaltungspraxis seien ca. 80 % der Antrag-
steller von der Versicherungspflicht in der Deutschen
Rentenversicherung befreit worden. Abgelehnt wor-
den seien mangels Erfüllung der vier Kriterien bei-
spielsweise Schadenssachbearbeiter einer Versiche-
rung. Aufgrund der Urteile des BSG sei die DRV Bund
verpflichtet, sich an die so genannte Doppelberufsthe-
orie zu halten. Mit der jüngst veröffentlichten Vertrau-
ensschutzregelung habe man jedenfalls für die Arbeit-
geber Rechtssicherheit geschaffen. Schließlich erläu-
terte Herr Skipka, dass die DRV Bund den vom BMJV
vorgelegten Vorschlag nicht bewerte, da dies allein
Aufgabe der Berufsorganisationen sei.
Rechtsanwalt Filges erläuterte, dass sich die Bundes-
rechtsanwaltskammer anders als der DAV und der
BUJ nicht für eine Gleichstellung von Syndici aus-
spreche, sondern akuten Handlungsbedarf im Sinne ei-
nes Reparaturbetriebs ausschließlich im Hinblick auf

die Rentenversicherungsproblematik sehe. Da es sich
um ein sozialrechtliches Problem handele, müsse eine
Lösung über das Sozialrecht geschehen. Das Eck-
punktepapier des BMJV sehe hingegen eine berufs-
rechtliche Lösung vor, die nach einer ersten Einschät-
zung der Hauptversammlung der Bundesrechtsan-
waltskammer mehr Fragen aufwerfe als beantworte.
Insbesondere werde die Gefahr gesehen, dass das be-
stehende Fremdkapitalverbot gefährdet werden könn-
te. Herr Filges wies ferner darauf hin, dass sich die
BRAK am 27.02.2015 näher mit dem Eckpunktepa-
pier befassen werde.
Prof. Ewer rief in Erinnerung, dass sich der DAV be-
reits viele Jahre vor den Entscheidungen des BSG für
eine berufsrechtliche Lösung ausgesprochen und im
Jahre 2012 einen aktuellen Vorschlag für eine Ände-
rung des § 46 BRAO vorgelegt habe. Dem DAV gehe
es um eine konkrete Stärkung der Unternehmensjuris-
ten und auch um die Einheit der Anwaltschaft. Die
Doppelberufstheorie werde der Realität nicht gerecht.
Mit der vom DAV vorgeschlagenen berufsrechtlichen
Lösung werde das sozialrechtliche Problem adäquat
gelöst. Eine sozialrechtliche Lösung sei politisch hin-
gegen nicht durchsetzbar. Prof. Ewer kritisierte, dass
das Eckpunktepapier Syndici Zeugnisverweigerungs-
rechte und das Beschlagnahmeverbot nicht zubillige.
Den Vorstoß des BMJV sehe er insofern lediglich als
ersten Schritt, der später weitere Änderungen nicht
ausschließen dürfe. Im Grundsatz befürworte der DAV
jedoch den Vorschlag.
Auch Frau Roegele vom BUJ verdeutlichte, dass sich
ihr Verband von vornherein für eine berufsrechtliche
Lösung ausgesprochen habe. Wie der DAV begrüße
der BUJ das Eckpunktepapier als ersten wichtigen
Schritt zur Beseitigung eines Problems. Eine Lösung
dürfe ausschließlich u ̈ber das Berufsrecht gefunden
werden. Der für die drei Entscheidungen des BSG ver-
antwortliche Richter Bechtold habe jüngst betont, dass
er persönlich nicht glaube, dass das konkrete Problem
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angemessen über das Sozialrecht gelöst werden könn-
te. Wie der DAV sei auch der BUJ der Auffassung,
dass auch fu ̈r Syndikusanwälte eine Geltung der
Zeugnisverweigerungsrechte und des Beschlagnah-
meverbots gelten müsse. Diese Forderung werde aber
vor dem Hintergrund des akuten Problems zurückge-
stellt. Unabhängig davon kritisierte Frau Roegele je-
doch, dass das Papier des BMJV suggeriere, dass
Unternehmen Beweismittel zum Syndikusanwalt
"verschieben" könnten . Diese Unterstellung sei durch
nichts zu rechtfertigen.
Nach diesen vier Eingangsstatements hatten die Abge-
ordneten die Möglichkeit, Fragen zu stellen:
Rechtsanwalt Luczall (CDU/CSU) äußerte die Sorge,
dass der Vorschlag aus dem BMJV möglicherweise
unzureichend sein könnte vor dem Hintergrund, dass
argumentiert wird, hierdurch werde eine neue Berufs-
gruppe geschaffen. Ferner stelle sich für ihn die Frage,
wer die Letztentscheidungsbefugnis haben solle zu
definieren, was anwaltliche Tatigkeit ist. Solle dies
Aufgabe der Rechtsanwaltskammern sein? Geschehe
dies am Ende erneut auf Grundlage der Vier-Kriterien-
Theorie? Werde die DRV Bund diesbezügliche Ent-
scheidungen der Rechtsanwaltskammern stets akzep-
tieren?
Frau Winkelmeier-Becker (CDU/CSU) plädierte für
ein Moratorium der DRV Bund bis zu einer Entschei-
dung des Gesetzgebers. Ferner wies sie darauf hin,
dass Verbandsjuristen anders als Unternehmensjuris-
ten nicht unter das Eckpunktepapier zu subsumieren
seien. Insofern interessiere sie sich fu ̈r die
Hintergründe.
Herr Rechtsanwalt Christian Flisek (SPD) dankte
dem BMJV für das Papier. Herrn Filges bat er, das von
den Rechtsanwaltskammern in den Vordergrund
gerückte Fremdkapitalproblem näher zu erläutern. Als
inkonsequent erachte er es, Syndici als Rechtsanwalt
legal zu definieren, diesen gleichwohl nicht alle an-
waltlichen Privilegien zuzubilligen.
Frau Rechtsanwältin Katja Keul (Bündnis 90/Die
Grünen) äußerte wie Herr Luczak die Sorge, dass das
vom BMJV präsentierte Modell möglicherweise nicht
vor dem BSG standhält. Prof. Ewer bat sie, dessen Po-
sition zur Fremdkapitalbeteiligung zu skizzieren.
Herr Harald Petzold (Die Linke) stellte die Frage,
wozu man überhaupt noch Syndikusanwälte brauche
und worin der Unterschied eines Syndikus zu einem
"normalen Volljuristen" liege. Die vom BMJV skiz-
zierte Gefahr, dass Unternehmen Beweismittel zum
Syndikusanwalt verschieben könnten, bestehe im Er-
gebnis doch auch bei der Beratung durch externe An-

waltskanzleien. Im Zusammenhang mit der erforder-
lichen Unabhängigkeit interessiere ihn, ob eine Frei-
stellungserklärung des Arbeitgebers ausreiche bzw. ob
es nicht sinnvoll sei, einem Syndikus einen eigenen
Kündigungsschutz zuzubilligen.
Auf die vorgenannten Fragestellungen der Abgeordne-
ten gingen die Vertreter von BRAK, DAV, DRVB und
und BUJ wie folgt ein:
Frau Roegele betonte, dass Syndici unabhängigen
Rechtsrat erteilen. Nur eine unabhängige Begutach-
tung der Rechtslage sei auch im Interesse des Arbeit-
gebers. Die finanzielle Abhängigkeit dürfe kein Argu-
ment sein, da auch freie Rechtsanwälte von ihren
Mandanten finanziell abhängig seien.
Prof. Ewer betonte erneut, dass eine rein berufsrecht-
liche Lösung ausreiche, um das konkrete Problem zu
beseitigen. Dies gelte jedenfalls für die Zukunft. Für
die Vergangenheit mu ̈ssten die teilweise sehr unter-
schiedlichen Konstellationen mit Hilfe von Verwal-
tungsvorschriften - flankierend im Sozialrecht - in den
Griff bekommen werden. Eine Gefährdung des
Fremdkapitalverbots sehe er nicht, da die Konstella-
tion eines Syndikusanwalts, der sein eigenes Unter-
nehmen vertritt, nicht vergleichbar mit der Vertretung
Dritter sei. Im Zusammenhang mit der behaupteten
Gefahr, dass Unternehmen Beweismittel zum Syndi-
kusanwalt verschieben könnten, merkte er an, dass ein
derartiges Verhalten sowohl berufs- als auch straf-
rechtlich relevant sei. Das Beschlagnahmeverbot finde
in diesen Fällen zudem gerade keine Anwendung.
Rechtsanwalt Filges brachte zum Ausdruck, dass ihn
wundere, dass das Papier des BMJV als ein Schritt zur
Einheit der Anwaltschaft gesehen werde. Im Gegenteil
werde dadurch gerade ein Anwaltstyp minderen
Rechts geschaffen. Im Zusammenhang mit der Defini-
tion, was unter anwaltlicher Tätigkeit zu verstehen sei,
äußerte er die Sorge, dass diesen Aspekt 28 Rechtsan-
waltskammern pru ̈fen müssten. Eine einheitliche
Handhabung sei jedenfalls dann sehr schwierig, wenn
im Gesetz nicht näher konkretisiert werde, was man
unter anwaltlicher Tätigkeit verstehe. Es sei sehr frag-
lich, ob allein die Beschränkung der zulässigen Tätig-
keit auf Rechtsangelegenheiten des Arbeitgebers aus-
reicht, um das Fremdkapitalverbot auch in Zukunft
aufrecht zu erhalten. Das Beispiel einer in Großbritan-
nien an einer Anwaltskanzlei beteiligten Rechtsschutz-
versicherung verdeutliche, dass die dort tätigen
Rechtsanwälte gerade nicht ihren Arbeitgeber, sondern
Dritte, d. h. Kunden ihres Arbeitgebers beraten. Ab-
schließend bat Rechtsanwalt Filges die anwesenden
Rechtspolitiker und die Vertreter des BMJV, sich mit
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dem Papier der Bundesrechtsanwaltskammer genau so
sorgfältig zu befassen, wie dies die Hauptversamm-
lung mit dem Eckpunktepapier des BMJV machen
werde.
Herr Skipka betonte, dass es nicht Aufgabe der DRV
Bund sei, das Berufsbild der Anwaltschaft näher zu
definieren. Wenn eine Rechtsanwaltskammer ent-
scheide, dass eine konkrete Tätigkeit anwaltlicher Na-
tur sei, werde die DRV Bund dies akzeptieren. Ein
Moratorium auf Grundlage eines abstrakten Eckpunk-
tepapiers sei nicht möglich. Gegebenenfalls sehe dies
aber anders aus, wenn ein konkreter Gesetzgebungs-
vorschlag vorliegt.
Der Parlamentarische Staatssekretär Lange rief in Er-
innerung, dass es zwischen BMAS und BMJV eine
klare Absprache gebe. Während sich das BMJV mit
der Zukunft befasse, sei das BMAS für die Altfälle zu-
ständig. Das BMJV beabsichtigte gerade keine voll-
ständige Gleichstellung der Syndici. Teilweise werde
indes eine Erweiterung von Rechten, beispielsweise
im Zusammenhang mit dem Gerichtsvertretungsver-
bot, vorgenommen. Abschließend wies Herr Lange
darauf hin, dass das BMJV nun die Stellungnahme der
BRAK abwarte, um sodann schnell einen Referenten-
entwurf zu fertigen.
Im Anschluss an diese Erläuterungen meldeten sich
noch zwei Abgeordnete zu Wort. Rechtsanwalt Detlef

Seif (CDU/CSU) äußerte, dass eine Änderung des Be-
rufsrechts die einzige Lösung sei, die politisch durch-
setzbar sei. Dies hätten zahlreiche Hintergrundgesprä-
che gezeigt. Insofern sei ihm der Spatz in der Hand lie-
ber als die Taube auf dem Dach.
Rechtsanwalt Luczak (CDU/CSU) unterstrich
schließlich noch einmal, wie wichtig es sei klarzustel-
len, dass es sich beim Syndikus nach dem Modell des
BMJV um keine neue Berufsgruppe handelt. Ferner
müsse zwingend konkretisiert werden, was unter an-
waltlicher Tätigkeit zu verstehen sei.
Fazit: Das insgesamt einstündige Gespräch hat ge-
zeigt, dass die Rechtspolitiker nach der Überwindung
von Vorbehalten einiger Politiker aus anderen Aus-
schüssen willens sind, kurzfristig eine Lösung für das
Problem zu präsentieren.
Auffällig war, dass sich die Mitglieder des Ausschus-
ses Recht und Verbraucherschutz insoweit noch nicht
näher mit dem sozialrechtlichen Vorschlag der BRAK
befasst haben. Hierzu wurden auch keine Fragen ge-
stellt. Insbesondere die Fremdkapitalproblematik war
wohl vielen Politikern ebenfalls nicht hinreichend be-
kannt.

Rechtsanwalt Christian Dahns
Geschäftsführer
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Nachrichten aus Berlin

Außergerichtliche Streitbeilegung

Die BRAK hat zum Referentenentwurf zur Umset-
zung der Richtlinie über alternative Streitbeilegung in
Verbraucherangelegenheiten und zur Durchführung
der Verordnung über Online-Streitbeilegung in Ver-
braucherangelegenheiten eine Stellungnahme erarbei-
tet.
Das Anliegen des Gesetzgebers, Streitigkeiten zwi-
schen einem Verbraucher und einem Unternehmer vor
einer außergerichtlichen Streitbeilegungsstelle kosten-
günstig und schnell beilegen zu können, wird darin
grundsätzlich begrüßt. Aus Sicht der Bundesrechtsan-
waltskammer erscheint es neben der Beschränkung

des Anwendungsbereiches (§ 3 VSBG-E, "Zuständig-
keit von Verbraucherstreitschlichtungsstellen") jedoch
erforderlich, dass der verantwortliche "Streitmittler"
(§ 5 VSBG-E) Qualitätsstandards erfüllt, die dazu bei-
tragen, dass auch diese Form der außergerichtlichen
Streitbeilegung die gewünschte Akzeptanz beim Ver-
braucher und Unternehmer erfährt. Bisher reicht es
hier, dass der Streitmittler "über allgemeine Rechts-
kenntnisse sowie über das Fachwissen und die Fähig-
keiten, die für die Beilegung von Streitigkeiten in der
Zuständigkeit der Verbraucherschlichtungsstelle erfor-
derlich sind" verfügt.

Korruptionsbekämpfung

Die Bundesregierung hat Ende Januar dem Bundesrat
einen Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Korruption
vorgelegt, mit dem das deutsche Strafrecht an die ver-
bindlichen Vorgaben aus dem EU-Rahmenbeschluss
zur Bekämpfung der Bestechung im privaten Sektor
angepasst werden soll. Zur vollständigen Umsetzung
des Rahmenbeschlusses muss die Strafbarkeit der Be-
stechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Ver-
kehr (§ 299 StGB) erweitert werden. Bei der Beste-
chung im geschäftlichen Verkehr wird nicht ein Amts-
träger bestochen, sondern ein Angestellter oder Beauf-
tragter eines Unternehmens. Strafbar ist dies derzeit
nur, wenn mit der Bestechung eine unlautere Bevorzu-

gung im Wettbewerb erkauft werden soll. Fehlt es an
einer Wettbewerbsverzerrung, scheidet eine Korrup-
tionsstrafbarkeit derzeit aus. Nach den Vorgaben des
EU-Rahmenbeschlusses müssen aber auch die Fälle
strafbar sein, in denen es nicht zu einer Wettbewerbs-
verzerrung, sondern zu einer Verletzung der Pflichten
gegenüber dem Geschäftsherrn kommt.
Darüber hinaus wird zur Umsetzung der Vorgaben des
Europarats die Strafbarkeit wegen Bestechung und
Bestechlichkeit von ausländischen, europäischen und
internationalen Amtsträgern erweitert. Der Straf-
rechtsausschuss der BRAK erarbeitet zum Gesetzent-
wurf eine Stellungnahme.
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Nachrichten aus Brüssel

EuGH - Anwendbarkeit der Richtlinie über missbräuchliche
Klauseln in Verbraucherverträgen auf Anwälte

In seinem Urteil vom 15. Januar 2015 (Rechtssache C-
537/13) hat der EuGH entschieden, dass Formularver-
träge zwischen Rechtsanwälten und ihren Mandanten
in den Anwendungsbereich der Richtlinie 93/13/EWG
über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträ-
gen fallen. Rechtsanwälte sind nach Art. 2 (c) der
Richtlinie Gewerbetreibende, sodass zwischen ihnen
und Mandanten, die nicht im Rahmen ihrer gewerb-
lichen oder beruflichen Tätigkeit handeln, ein Ver-
brauchervertrag geschlossen wird. Dem steht nicht
entgegen, dass Rechtsanwälte einen freien Beruf aus-

üben und bei ihrer Berufsausübung zur Wahrung der
Vertraulichkeit des Mandats verpflichtet sind. Denn -
so der EuGH - Vertragsklauseln, die speziell mit dem
Mandanten ausgehandelt sind, insbesondere solche,
die Modalitäten des Anwaltshonorars und somit even-
tuell implizit bestimmte Aspekte der Mandatsbezie-
hung zu erkennen geben, die geheim bleiben sollten,
unterliegen nicht der Anwendbarkeit der Richtlinie.
EuGH-Urteil vom 15.01.2015 Aktenzeichen: C
537/2013

Europarat erlässt Bericht zur Massenüberwachung

Der Europarat hat am 26. Januar 2015 einen Bericht
veröffentlicht, in dem er die Praktiken der Massen-
überwachung durch die US-Sicherheitsbehörden
untersucht hat. Er stellt fest, dass die vom Europarat
analysierten Überwachungspraktiken fundamentale
Menschenrechte verletzen, insbesondere das Recht auf
Achtung des Privatlebens, die Freiheit der Meinungs-
äußerung und das Recht auf ein faires Verfahren. In

dem Bericht werden auch Rechtsanwälte explizit er-
wähnt. Die Verletzungen träten insbesondere dann auf,
wenn die Kommunikation zwischen Rechtsanwälten
und ihren Mandanten abgefangen wird. Der Schutz
dieser Rechte sei ein Grundelement der Demokratie
und eine Verletzung dieser Rechte ohne gerichtliche
Kontrolle gefährde die Rechtsstaatlichkeit.
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Rechtsprechung

BGH: Anwalt darf mit der Bezeichnung „Spezialist für …“ werben

Nach einer Entscheidung des BGH vom 24.07.2014 in
einem wettbewerbsrechtlichen Verfahren darf sich ein
Rechtsanwalt als Spezialist auf einem Fachgebiet be-
zeichnen. Das  gelte auch dann, wenn für das Fachge-
biet eine Fachanwaltschaft bestehe. 
Angesichts der Verwechslungsgefahr zwischen den
Bezeichnungen „Spezialist“ und „Fachanwalt“ sei es
im Hinblick auf die Interessenlage des rechtssuchen-
den Publikums und der Anwaltschaft gerechtfertigt,
von einem sich selbst als Spezialisten bezeichnenden
Rechtsanwalt zumindest die Expertise eines Fachan-
walts zu erwarten. Das gelte jedenfalls dann, wenn für

das Rechtsgebiet, für das sich der Rechtsanwalt als
Spezialist bezeichnet, eine Fachanwaltschaft besteht.
Zur Überprüfung der Werbebehauptung sei insoweit
auf die jeweiligen Anforderungen der Fachanwaltsord-
nung an die besonderen theoretischen Kenntnissen
und praktischen Erfahrungen zurückzugreifen. 
Im Streitfall müsse der werbende Rechtsanwalt darle-
gen und beweisen, dass er die Anforderrungen eines
Spezialisten auf dem betreffenden Rechtsgebiet er-
füllt.

BGH, Urteil vom 24.07.2014 – I ZR 53/13

OLG Düsseldorf: Kostenerstattung bei Ausdruck der E-Akte

Mit Beschluss des OLG Düsseldorf vom 22.09.2014
hat der Senat entscheiden, dass ein Verteidiger nicht
grundsätzlich den kompletten Ausdruck einer elektro-
nischen Akte in vollem Umfang erstattet bekommt.
Die Verteidiger seien nicht „zum wahllosen Ausdruck
aller überreichten Datenträger“ berechtigt. Die
elektronische Aktenbearbeitung sei mittlerweise in
weiten Teilen der Wirtschaft und in der Verwaltung
Alltag und der gezielte Zugriff auf bestimmte Infor-
mationen werde dadurch erheblich erleichtert.  Es sei
dem Verteidiger deshalb zuzumuten, sich zunächst mit

Hilfe der elektronischen Akte einzuarbeiten und erst
auf dieser Grundlage zu entscheiden, welche Ausdru-
cke aus der Akte  er für die weitere Verteidigung be-
nötige. Dem in § 147 Abs. 1 StPO vorgesehenen Ak-
teneinsichtsrecht werde durch die dauerhaft in digita-
ler Form zur Verfügung stehende Papierakte ausrei-
chend Rechnung getragen. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 22.09.2014 – III –
Ws 236/14

AGH Hamm: Zustellung von Anwalt zu Anwalt

Der 2. Senat des AGH Hamm hat mit Urteil  vom
07.11.2014 entschieden, dass Rechtanwälte Emp-
fangsbekenntnisse im Falle der Zustellung von Anwalt
zu Anwalt nicht unterschreiben müssen.
Der AGH hatte in dem zugrundeliegenden Fall zu
überprüfen, ob sich ein Rechtsanwalt berufsrechtswid-
rig verhält, wenn er in einem wettbewerbsrechtlichen
Eilverfahren das  Empfangsbekenntnis für eine ihm im
Parteibetrieb zugegangene  vollziehbare Urteilsausfer-
tigung gegen seinen Mandanten nicht unterzeichnet
und an den Gegnervertreter zurücksendet. 

Ein Verstoß gegen § 14 BORA sei nicht gegeben. Die
BORA  könne nur solche Pflichten normieren, zu de-
ren Konkretisierung die Satzungsversammlung über §
59b BRAO ermächtigt worden ist. § 59 b BRAO rege-
le aber nur Berufspflichten des Rechtsanwalts gegenü-
ber Gerichten und Behörden. § 14 BORA könne über
diese Satzungsermächtigung nicht hinausgehen und
daher auch keine Pflicht zur Mitwirkung bei der Zu-
stellung von Anwalt zu Anwalt begründen. 

AGH Hamm, Urteil vom 07.11.2014 – 2 AGH 9/14
Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig!
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Aktuelles

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen,

hiermit lade ich zur Kammerversammlung am

Mittwoch, den 22. April 2015
um 15.00 Uhr in Braunschweig

in den Kongresssaal der Industrie- und Handelskammer Braunschweig, 
Brabandtstraße 11, Eingang über die Freitreppe am Altstadtmarkt

ein.
Ich bitte Sie um zahlreiches Erscheinen. Ich wünsche allen eine gute Anreise.

Die Tagesordnung lautet wie folgt:

1. Eröffnung und Begrüßung durch den Präsidenten
2. Jahresbericht des Präsidenten für das Kalenderjahr 2014
3. Aussprache zum Jahresbericht
4. Kassenbericht 2014
5. Bericht der Kassenprüfer
6. Wahl der Kassenprüfer und ihrer Stellvertreter für das Geschäftsjahr 2015
7. Aussprache zum Kassenbericht
8. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes ( § 89 Abs. II Nr. 6 BRAO )
9. Beschlussfassung über den Haushalt 2016 und Festsetzung der Kammerbeiträge 2016 nach

Höhe und Fälligkeit ( § 89 Abs. II Nr. 2 BRAO )
10. Beschlussfassung über die Höhe und Fälligkeit einer Sonderumlage für die Entwicklung, Einrichtung und den

Betrieb des Elektronischen Anwaltspostfachs gem. § 31a BRAO n.F. durch die BRAK ( § 89 Abs. 2 Nr. 2 BRAO)
11. Neuwahl für die aus dem Kammervorstand wegen Ablaufens der Amtszeit ausscheidenden Rechtsanwälte

Michael Schlüter, Andreas Ronsöhr, Dr. Peter Beer, Christoph Höxter, Stefan Fromme, Hans-Jörg Mausolff und
Uwe Nessig. Die Wiederwahl der ausscheidenden Kollegen ist gem. § 68 BRAO zulässig. Rechtsanwalt Mausolff
steht für eine Wiederwahl nicht mehr zur Verfügung.
Während der Auszählung der abgegebenen Stimmen wird Herr Rechtsanwalt und Notar Godehard Vogt aus
Oldenburg für das Versorgungswerk einen Vortrag zum Thema: „Rechtsanwaltsversorgungswerk Niedersachsen –
aktuelle Entwicklungen“ halten.

12. Beratung zu Thema des Antrages der Rechtsanwältin Anje Gering vom 23.02.2015 „Anerkennung der Tätigkeit
von Syndikusanwälten in ihren Unternehmen als anwaltliche Tätigkeit nebst Befreiung von der gesetzlichen
Rentenversicherung“

13. Beschlussfassung über die zu ändernde gemeinsame Gebührenordnung der Rechtsanwaltskammern Bremen,
Oldenburg, Celle und Braunschweig für die Durchführung von Fortbildungsprüfungen
zum/zur geprüften Rechtsfachwirt/in

14. Beschlussfassung über die gemeinsame Entschädigungsordnung der Rechtsanwaltskammern Bremen,
Oldenburg, Celle und Braunschweig für die Mitglieder der gemeinsamen Prüfungsausschüsse
für die Abnahme der Fortbildungsprüfungen zum/zur geprüften Rechtsfachwirt/in

15. Verschiedenes

Erläuterungen:
zu TOP 4:
Auf den anliegenden Kassenbericht des Schatzmeisters wird hingewiesen.
zu TOP 9:
Auf den anliegenden Haushaltsvoranschlag 2016 wird hingewiesen.
Der Vorstand schlägt der Kammerversammlung vor, den Kammerbeitrag für 2016 auf 330,00 Euro festzusetzen. Er ist fällig am
01.04.2016.
Zu TOP 10:
Der Vorstand schlägt der Kammerversammlung vor, für die Kosten zur Entwicklung und Einrichtung des elektronischen Anwalts-
postfachs (beA) eine Sonderumlage in Höhe von 65,00 EUR zu beschließen, welche am 15.01.2016 fällig ist und von allen Mitglie-
dern zu zahlen ist, die am 01.01.2016 als Rechtsanwältin/Rechtsanwalt bei der Rechtsanwaltskammer Braunschweig zugelassen
waren.
Zu TOP 12:
Antrag zur Tagesordnung der Rechtsanwältin Anje Gehring vom 23.02.2015.
zu TOP 13:
Anliegende gemeinsame Gebührenordnung der Rechtsanwaltskammern Bremen, Oldenburg, Celle und Braunschweig für die Durch-
führung von Fortbildungsprüfungen zum/zur geprüften Rechtsfachwirt/in.
zu TOP 14:
Anliegende gemeinsame Entschädigungsordnung der Rechtsanwaltskammern Bremen, Oldenburg, Celle und Braunschweig für die
Mitglieder der gemeinsamen Prüfungsausschüsse für die Abnahme der Fortbildungsprüfungen zum/zur geprüften Rechtsfachwirt/in. 

Ihr 
Michael Schlüter
-Präsident der Rechtsanwaltskammer-
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Briefwahlen zur Satzungsversammlung

Im März 2015 erhalten die Mitglieder der Rechtsanwaltskammer Braunschweig die Unterlagen für die Wahlen
zur Satzungsversammlung. Die Mitglieder der Satzungsversammlung werden von der gesamten Anwaltschaft
jeweils in ihrem regionalen Kammerbezirk gewählt. Die Anzahl der zu wählenden Mitglieder, die jeder Kam-
merbezirk an die Satzungsversammlung entsendet, richtet sich gem. § 191 b Abs. 1 Satz 1 BRAO nach der An-
zahl der Kammermitglieder. Für je angefangene 2000 Kammermitglieder wird ein Vertreter gewählt. Die
Rechtsanwaltskammer Braunschweig hat derzeit weniger als 2000 Mitglieder, so dass ein Delegierter zu wäh-
len ist. 

Zur Wahl stehen der Kollege Dr. Wolfgang Simons und der Kollege André Kappel. 

Aus den Wahlunterlagen können Sie entnehmen, dass Sie bis zum 

Montag, den 13.04.2015, 16:00 Uhr

beim Wahlausschuss für die Satzungsversammlung 

in der Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer Braunschweig, 

Lessingplatz 1, 38100 Braunschweig

den Wahlzettel abgeben können. 

Wir würden eine hohe Wahlbeteiligung begrüßen und bitten Sie deshalb, sich an der Wahl zu beteiligen. 

Nachstehend stellen sich die Kandidaten, die zur Wahl vorgeschlagen wurden, kurz vor:

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

als Bewerber für die 6. Satzungsversammlung bei der Bundesrechtsanwaltskammer
möchte ich mich Ihnen vorstellen. 

Ich bin 36 Jahre alt, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht. Seit  meiner Zu-
lassung im Jahre 2009 bin ich bei Schulte & Prasse Rechtsanwälte Partnerschaftsge-
sellschaft in Braunschweig mit Schwerpunkten im Arbeits- und Insolvenzrecht tätig.

Nach dem Studium an der Ernst-Moritz-Arndt Universität Greifswald und der Uni-
versity of Huddersfield (Großbritannien) führte mich das Referendariat zurück in
meine Heimat nach Schleswig-Holstein.

An der berufs- und rechtspolitischen Arbeit der Satzungsversammlung möchte ich zur Fortentwicklung eines
zeitgemäßen Berufsrechts mitwirken. 

Über Ihre Unterstützung freue ich mich.

Ihr 

André Kappel
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Wahlvorschlag Rechtsanwalt Dr. iur. Wolfgang Simons
* 2. Juli 1955 in Wiesbaden, verheiratet, 3 Kinder

Beruflicher Werdegang

1974-76 Wehrdienst (2 Soziale Jahre)

1976-78 Deutsche Bank AG, Wiesbaden, Ausbildung zum Bankkaufmann

1978-83 Studium der Rechtswissenschaften, Friedrich-Wilhelms-Universität
Bonn und Albert-Ludwigs-Universität Freiburg
Schwerpunkt Handels- und Gesellschaftsrecht, Erstes Staatsexamen

1984-88 Assistent am Institut für Öffentliches Recht der Universität Freiburg
Lehrstuhl Prof. Dr. Ernst Benda (früherer Präsident des BVerfG)

1984-87 Referendarausbildung in Baden-Württemberg, LG-Bezirk Freiburg,
Zweites Staatsexamen

1988 Zulassung als Rechtsanwalt, OLG-Bezirk Stuttgart
Anwaltstätigkeit in Stuttgart, Schwerpunkt Handelsrecht

1989-91 Promotion mit Dissertation im Verfassungsrecht

1990-1992 Stahlwerke Peine-Salzgitter AG, Salzgitter, Schwerpunkt Handelsrecht
(1992 umfirmiert in Preussag Stahl AG)

1992-1998 Preussag Stahl AG, Salzgitter, Leiter Konzernstabsabteilung Recht,
Versicherungen und Immobilien (General Counsel)
(bis 1998 Konzerngesellschaft der Preussag AG, anschließend umfirmiert in Salzgitter AG)

seit 1994 Mitglied der Rechtsanwaltskammer Braunschweig

seit 1998 Salzgitter AG, Salzgitter, Leiter Konzernbereich Recht und Versicherungen (General Counsel) mit
inzwischen 11 Juristen;
verantwortlich für Rechtsberatung der Konzernobergesellschaft und von drei der fünf
Geschäftsbereiche des Konzerns sowie für Versicherungen konzernweit; insbes. rechtliche
Federführung bei Großprojekten, Konzipieren und Platzieren von Versicherungsdeckungen;
Durchführung der Hauptversammlungen mit bis zu 3.000 Teilnehmern, Mitglied mehrerer
Aufsichtsräte von Konzerngesellschaften, Mitglied des Deutschen Juristentages e. V.



KammermitteilungKammermitteilung

30 Rechtsanwaltskammer März 2015

Mitteilungen

beA bekommt Gesicht – Neues vom elektronischen Anwaltspostfach
Rechtsanwältin Peggy Fiebig, LL.M., Geschäftsführerin bei der BRAK
Berlin, 12.02.2015

Was noch vor einigen Monaten ein Abstraktum im Ge-
setz zur Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs
und in den Ausschreibungsunterlagen war, bekommt
langsam Gesicht – das beA, das besondere elektroni-
sche Anwaltspostfach. Wie vom Gesetzgeber vorgese-
hen, wird die BRAK jede Rechtsanwältin und jeden
Rechtsanwalt zum 01.01.2016 damit ausstatten. Um
die Kolleginnen und Kollegen rechtzeitig darauf vor-
zubereiten, startet jetzt eine Informationskampagne,
die in regelmäßigen Abständen in den kommenden
Monaten im BRAKMagazin, in den regionalen Kam-
mermitteilungen und ab April auf einer eigenen Web-
seite über den Fortschritt bei der technischen Ent-
wicklung berichtet. Erkennbar sein wird die Kampag-
ne am neuen Logo, das die wichtigsten Eigenschaften
des beA zusammenfasst: digital, einfach, sicher.

Was bisher geschah….
Nachdem der Gesetzgeber der BRAK die Entwicklung
der elektronischen Postfächer übertragen hat, wurde
im Ergebnis eines mehrstufigen Ausschreibungsver-
fahrens die Atos-GmbH mit der technischen Entwick-
lung des beA beauftragt. In mehreren Workshops und
Umfragen innerhalb der Anwaltschaft wurde ein de-
tailliertes Anforderungsprofil entwickelt.

Das beA ist … digital
Anfang des Jahres begann die Umsetzung der Mam-
mutaufgabe: Für jeden der insgesamt 165.000 Kolle-
ginnen und Kollegen ein Postfach bereit zu stellen und
dabei die jeweils unterschiedlichen technischen Vor-
aussetzungen zu berücksichtigen. Im Ergebnis muss
jede Rechtsanwältin und jeder Rechtsanwalt in die
Lage versetzt werden, mit dem Computer und einem
entsprechenden Internetanschluss sicher und einfach
mit der Justiz zu kommunizieren. Für die Erreichbar-
keit der Justiz gilt dabei für die Länder ein gestaffelter
Zeitplan, spätestens aber 2022 wird der Rechtsverkehr

zwischen Rechtsanwälten und Gerichten ausschließ-
lich digital ablaufen. Die BRAK und die regionalen
Kammern werden sich dabei intensiv dafür einsetzen,
dass die Länder bereits eine frühere Erreichbarkeit er-
möglichen.

Das beA ist … einfach
Eine der wichtigsten Anforderungen an das beA ist die
komplikationslose Einbindung in den Kanzleialltag,
das haben die zahlreichen bei der BRAK eingegange-
nen Anfragen und Reaktionen auf die Umfragen erge-
ben. Die Nutzerfreundlichkeit steht daher bei der Ent-
wicklung des Systems – nach der Sicherheit – ganz
oben. Mit dem beA wird deshalb der Einzelanwalt
ohne besondere Kanzleisoftware genauso arbeiten
können, wie die Kanzlei mit mehreren Berufsträgern,
für die der Einsatz von Kanzleisoftware selbstver-
ständlich ist. Ermöglicht wird dies einerseits über ei-
nen einfachen Zugang über einen Internetbrowser wie
beispielsweise Internetexplorer, Firefox oder Safari
und andererseits über eine Schnittstelle, die die Kanz-
leisoftwarehersteller erhalten werden. Letztere sind in-
tensiv in die Entwicklungs- und Testphase des beA
eingebunden, damit am 01.01.2016 das beA sowohl
direkt als auch über die entsprechende Software zu-
gänglich ist.
Das beA wird den bereits bekannten Postfachsyste-
men, wie beispielsweise Outlook, ähneln, jedoch nicht
vollumfänglich die gleichen Funktionalitäten aufwei-
sen. Einerseits wird es Merkmale geben, die an den
elektronischen Rechtsverkehr angepasst sind und des-
halb in Outlook nicht enthalten sind, andererseits wird
es aber auch aus Sicherheitsgründen einige Einschrän-
kungen geben. Selbstverständlich wird das beA die üb-
lichen Standardordner enthalten: Posteingang, Post-
ausgang, Entwürfe, Papierkorb, gesendete Nachrich-
ten. Weitere benutzerdefinierte Ordner können erstellt
werden. Auch eine detaillierte Sortier- und Ansichts-
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funktion wird vorhanden sein, so kann sich der Nutzer
beispielsweise auf einen Blick alle Nachrichten, die
ein Empfangsbekenntnis erfordern, anzeigen lassen. 
Ein besonderes Augenmerk wird bei der Entwicklung
auch auf die Abbildung der üblichen Kanzleiabläufe
durch das beA gelegt. Es wird möglich sein, ein vir-
tuelles Kanzleipostfach einzurichten, sodass alle Ein-
und Ausgänge mehrerer Rechtsanwälte zusammenge-
fasst werden. Mitarbeitern und Kollegen können je-
weils Zugriffs- beziehungsweise Vertretungsrechte
eingeräumt werden. Ein detailliertes System von mög-
lichen Befugnissen sorgt dafür, dass beispielsweise
eine Mitarbeiterin/ein Mitarbeiter Nachrichten nur le-
sen aber nicht bearbeiten kann, jemand anderes aber
Nachrichten lesen, neu erstellen und/oder auch selbst
versenden darf. Jede denkbare Arbeitsteilung ist da-
durch auch beim beA möglich. Insgesamt soll es ein
System von etwa dreißig Befugnissen geben, die ein-
zeln oder kombiniert vergeben werden können. Diese
Rechteverwaltung wird detailliert in der Anleitung
zum beA, die direkt über den Webzugang zugänglich
sein wird, beschrieben. 
Detailliertere Informationen über die Funktionalität
des beA werden sukzessive ab April auf der neuen
Internetseite zum beA veröffentlicht.

Das beA ist … sicher
Sicherheit ist die oberste Prämisse bei der Entwick-
lung des beA: Das gilt für den Zugang zum System ge-
nauso wie für die Übertragung und Speicherung der
einzelnen Nachrichten. Die Anmeldung wird so ge-
staltet sein, dass sie eine zweifelsfreie Authentifizie-
rung des jeweiligen Nutzers erfordert. Durch die An-
bindung des beA an das Bundesweite Amtliche An-
waltsverzeichnis ist dabei sichergestellt, dass nur zu-
gelassene Rechtsanwälte ein Postfach besitzen. Er-
lischt die Zulassung wird auch das Postfach gelöscht.
Das System wird sicherstellen, dass weder die Absen-

dereigenschaft noch der Inhalt der einzelnen Nach-
richten manipuliert werden können. Die sichere Über-
tragung erfolgt dabei mit einer sogenannten Ende-zu-
Ende Verschlüsselung, das heißt, anders als teilweise
bei herkömmlichen E-Mail-Programmen wird die
Nachricht nicht an jedem Übertragungsknoten ent-
und wieder verschlüsselt, sondern bleibt vom Absen-
der bis zum Empfänger komplett verschlüsselt. Ver-
wendet wird dabei ein sogenannter AES-Schlüssel mit
einer Länge von 256 Bit. Um eine so verschlüsselte
Nachricht zu entschlüsseln gibt es so viele verschiede-
ne Möglichkeiten, dass die heutigen Hochleistungs-
rechner dafür wohl Jahrzehnte brauchen würden. 
Um auch die Datensicherheit bei den gespeicherten
Nachrichten zu gewährleisten, werden alle Server des
Systems in Deutschland stehen und damit dem hohen
deutschen Datenschutzniveau entsprechen.

Was als nächstes passiert…
In den kommenden Wochen konkretisiert sich das
„Gesicht“ des beA: Die BRAK wird das Design der
Web-Benutzeroberfläche in einem der nächsten
BRAKMagazine veröffentlichen. Bis zum Sommer
soll die technische Entwicklung abgeschlossen sein,
dann beginnen die Tests mit den Systemen der Kanz-
leisoftwarehersteller, der Justiz und in einzelnen Test-
kanzleien.

beA und EGVP
Der EGVP-Client soll ab 01.01.2016 abgeschaltet
und für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
durch das beA ersetzt werden. Justiz und BRAK ha-
ben vereinbart, zur Sicherstellung der laufenden an-
waltlichen Tätigkeiten, wenn erforderlich, eine an-
gemessene Übergangsfrist abzustimmen. Während
dieser Übergangsfrist können EGVP-Client und
beA parallel betrieben werden.
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Rechtsanwaltsversorgungswerk NiedersachsenRechtsanwältin Peggy Fiebig,
Autor: Präsident des Niedersächsischen Rechtsanwaltsversorgungswerks Rechtsanwalt und Notar Go-
dehard Vogt, Oldenburg

Das Rechtsanwaltsversorgungswerk Niedersachsen
(RVN) ist seit 30 Jahren als berufsständische Alters-
versorgung für die niedersächsische Anwaltschaft zu-
ständig. Der Mitgliederbestand beläuft sich auf rund
11.800 Mitglieder, davon 9.600 Beitragszahler und
1.700 Leistungsbezieher. Die Rechtsaufsicht obliegt
dem Niedersächsischen Justizministerium, die Fach-
aufsicht wird vom Niedersächsischen Ministerium für
Arbeit, Wirtschaft und Verkehr wahrgenommen.

Die Beitragseinnahmen in 2013 beziffern sich auf 61
Mio. €. Für Leistungen hat das Versorgungswerk im
Jahr 2013 18,4 Mio. € aufgewendet. Die Zahl der Ver-
sorgungsempfänger und der Aufwand für Leistungen
steigen derzeit um etwa 12 % jährlich. Damit ist vor-
ausschauend davon auszugehen, dass das Versor-
gungswerk weiterhin und in den nächsten 20 bis 25
Jahren seine Leistungsverpflichtungen aus laufenden
Beitragseinnahmen erfüllen kann.

Der aktuelle Stand der Kapitalanlagen beträgt ca. 1,5
Mrd. €, davon ca. 77 % in festverzinslichen Papieren,
4,5 % in Aktien und 17 % in Immobilien. Die Erträge
aus Kapitalanlagen haben sich im Jahr 2013 um gut
3,8 Mio. €  gegenüber dem Vorjahr auf 61,9 Mio. €  er-
höht. Es wurde 2013 trotz der bekannt ungünstigen
Niedrigzinsphase an den Finanzmärkten insgesamt
eine Nettorendite i.H.v. 3,84 % erzielt. Die Nettoren-
dite ist damit im Vergleich zu 2012 leicht gesunken.
Dort waren noch 4,32 % zu verzeichnen. Das Versor-
gungswerk hat im Jahr 2013 den Rechnungszins in
Anbetracht der anhaltenden ungünstigen Bedingungen
an den Finanzmärkten von 4 % auf dauerhaft 3,75 %
gesenkt, in weiterer Zukunft kann eine weitere Absen-
kung des Rechnungszinses erforderlich werden. Die
Herabsetzung sei durch Erhöhung der Deckungsrück-
stellung nach den Vorgaben des versicherungsmathe-
matischen Gutachtens erfolgt.

Im Zusammenhang mit den Finanzkrisen der letzten
Jahre sei zwischen der Arbeitsgemeinschaft berufs-
ständischer Versorgungseinrichtungen (ABV) und
dem Arbeitskreis der Versicherungsaufsichtsbehörden
der Länder ein Konzept entwickelt worden, welches
die Anforderungen an die Eigenkapitalausstattung der
Versorgungswerke erhöhe. Zukünftig sei die Sicher-

heitsrücklage vom RVN in Abhängigkeit von der Risi-
kolage, dem Jahresüberschuss und den Solvabilitäts-
vorschriften zu dotieren. Zum 31.12.2013 betrug die
Sicherheitsrücklage 53,2 Mio. €, das sind ca. 4 % der
Deckungsrückstellung (1.335 Mio. €). Die Verwal-
tungskosten liegen mit 0,79 % bezogen auf die ver-
dienten Beiträge und die Erträge aus Kapitalanlagen
weiterhin auf sehr niedrigem Niveau.

Die Vertreterversammlung hat auf ihrer Sitzung am
10.09.2014 eine Erhöhung der laufenden Renten und
Rentenanwartschaften ab dem 01.01.2015 um 1,4025
% durch Anhebung des Rentensteigerungsbetrages auf
43,38 € beschlossen. Das Niedersächsische Ministe-
rium für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr hat die Erhö-
hung genehmigt. Abschlägig beschieden wurde die
Frage, ob das Sterbegeld mit derzeit 765,00 € abge-
schafft werden solle. Nach wie vor wird daher an die
Hinterbliebenen ein entsprechender Betrag ausgezahlt.

Aus Sicht des Versicherungsmathematikers Dr. Pech-
stein von der Heubeck AG wird die Entscheidung des
BSG vom 03.04.2014 zum Befreiungsrecht für Syndi-
kusanwälte in Niedersachsen dazu führen, dass der zu-
künftige Zugang zum Versorgungswerk um bis zu 16
% zurückgehen werde. Die den versicherungsmathe-
matischen Gutachten zugrunde gelegte Zahl des jähr-
lichen Zuganges werde dadurch gleichwohl nicht
unterschritten, so dass eine Änderung der versiche-
rungsmathematischen Annahmen nicht erforderlich sei
und somit Auswirkungen auf die Stabilität des Versor-
gungswerks nicht zu besorgen seien.

Der Vorstand des RVN sei sich einig, dass eine Ände-
rung des Befreiungsrechts für Syndikusanwälte nicht
von Seiten des Versorgungswerkes zu veranlassen sei,
sondern auf der Grundlage einer berufsrechtlichen Lö-
sung ein entsprechender Einfluss seitens der Bundes-
rechtsanwaltskammer und der Rechtsanwaltskammern
auf den Gesetzgeber erfolgen müsse. Aus Sicht der
Vertreterversammlung des RVN sei es allerdings be-
grüßenswert, wenn auch die Syndikusanwälte nach
wie vor Mitglieder der Versorgungswerke wären. Eine
entsprechende Regelung im SGB werde daher auch
aus Sicht des Versorgungswerkes begrüßt.
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Rechtsanwalt und Notar Godehard Vogt, Oldenburg,
ist seit 1976 zugelassener Rechtsanwalt und bestellter
Notar seit 1987 mit Kanzlei- und Amtssitz in Olden-
burg. 2013 wurde der Kollege Vogt zum Präsidenten
des RVN gewählt. Seit Ende der 70 Jahre war der Kol-
lege Vogt beteiligt an der Initiative junger Rechtsan-
wälte zur Unterstützung der Bemühungen der damali-
gen Kammerpräsidenten zur Gründung eines Versor-
gungswerkes. 1982 wurde er zum Mitglied der ersten
und satzungsgebenden Vertreterversammlung ge-

wählt, der es oblag, die Satzung des Versorgungswer-
kes zu erarbeiten. Die Satzung trat am 01.01.1984 mit
Beginn der Beitragspflicht in Kraft. Das RVN war das
erste anwaltliche Versorgungswerk in der Bundesre-
publik. 1993 wurde der Kollege Vogt zum Mitglied und
zum stellvertretenden Vorsitzenden des Verwaltungs-
ausschusses gewählt und 2013 zum Vorsitzenden des
Verwaltungsausschusses - aufgrund der Gesetzesän-
derung vom 22.01.2014 nunmehr Präsident des RVN.

Neue Satzung des Rechtsanwaltsversorgungswerks Niedersachsen

Nach Veröffentlichung in der Niedersächsischen
Rechtspflege ist nunmehr eine neue Satzung des
Rechtsanwaltsversorgungswerks Niedersachsen
(RVN) in Kraft getreten. Die bisherige Satzung wurde
vollständig durch eine neue Satzung abgelöst. Anpas-
sungen, die aufgrund der Änderung des Grundlagen-
gesetzes (RVNG) notwendig geworden sind, wurden
in einen den heutigen Anforderungen gerecht werden-
den Satzungstext gefasst.
Inhaltlich wurde insbesondere die Abschaffung der
Zusatzzeiten für Mütter umgesetzt. Hierbei wurde
dem Umstand Rechnung getragen, dass auch für Mit-
glieder des Versorgungswerks Kindererziehungszeiten

in der Deutschen Rentenversicherung anerkannt wer-
den können. Für den weit überwiegend Teil der Mit-
glieder lässt sich so in der Gesamtbetrachtung eine hö-
here Alterssicherung erreichen als durch die Gewäh-
rung von Zusatzzeiten im Versorgungswerk.
Weiterhin wurde u.a. die Vorschrift zum beitrags-
pflichtigen Einkommen geändert sowie klargestellt,
dass die Eingetragene Lebenspartnerschaft im Sinne
der Satzung der Ehe gleich gestellt ist.
Die neue Satzung kann auf der  Homepage
(www.rvn.de) unter der Rubrik „Service-Seiten“ abge-
rufen werden.
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Abschlussprüfungstermine der Rechtsanwaltsfachangestellten und
Rechtsanwalts- und Notarfachangestellten Sommer 2015

Der schriftliche Teil der Abschlussprüfung 2015 findet
statt am:

Braunschweig:

Donnerstag, 28.05.2015
Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde
Rechnungswesen

Dienstag, 02.06.2015
Zivilprozessrecht 
Rechtsanwaltsgebührenrecht
Freiwillige Gerichtsbarkeit
Gerichts- und Notarkostenrecht

Mittwoch, 03.06.2015
Fachbezogene Informationsverarbeitung

Goslar:

Dienstag, 02.06.2015
Zivilprozessrecht 
Rechtsanwaltsgebührenrecht
Freiwillige Gerichtsbarkeit
Gerichts- und Notarkostenrecht

Mittwoch, 10.06.2015
Recht, Wirtschaft- und Sozialkunde
Rechnungswesen
Fachbezogene Informationsverarbeitung

Göttingen:

Montag, 01.06.2015
Recht, Wirtschaft- und Sozialkunde
Rechnungswesen
Fachbezogene Informationsverarbeitung

Dienstag, 02.06.2015
Zivilprozessrecht 
Rechtsanwaltsgebührenrecht
Freiwillige Gerichtsbarkeit
Gerichts- und Notarkostenrecht

Northeim:

Dienstag, 02.06.2015
Zivilprozessrecht 
Rechtsanwaltsgebührenrecht
Freiwillige Gerichtsbarkeit
Gerichts- und Notarkostenrecht

Dienstag, 09.06.2015
Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde
Rechnungswesen
Fachbezogene Informationsverarbeitung

Wolfsburg:

Dienstag, 02.06.2015
Zivilprozessrecht 
Rechtsanwaltsgebührenrecht
Freiwillige Gerichtsbarkeit
Gerichts- und Notarkostenrecht

Montag, 08.06.2015
Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde
Rechnungswesen
Fachbezogene Informationsverarbeitung

Die Termine für die mündliche Prüfung stehen
noch nicht fest.
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Ausbildungsbilanz 2014 liegt vor
Pressemitteilung vom 12. Dezember 2014

Viele unbesetzte Ausbildungsstellen / Wanka: „Wir
mus̈sen jetzt gemeinsam handeln und die berufli-
che Bildung fur̈ die Zukunft stärken“

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat die
Ergebnisse der Erhebung über die neu abgeschlosse-
nen Ausbildungsverträge zum 30. September 2014
vorgelegt. Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge war in diesem Jahr weiter ru ̈ckläufig
und sank auf 522.200 (-7.300 bzw. -1,4 % verglichen
mit 2013). Die Zahl der betrieblichen Ausbildungsver-
träge sank dabei bundesweit um 5.800 (-1,1 %) auf
502.100. Die Zahl der außerbetrieblichen Ausbil-
dungsverträge ging um 1.500 (-7,1 %) auf 20.100
zurück.

Auf der anderen Seite waren bei der Bundesagentur
für Arbeit im September 2014 noch 37.100 unbesetzte
Berufsausbildungsstellen gemeldet. Gleichzeitig gibt
es neben den 20.900 unversorgten Bewerberinnen und
Bewerbern noch 60.300 weitere ausbildungsreife Be-
werber, die zwar ein Studium oder eine andere Bil-
dungsmaßnahme begonnen haben, aber dennoch für
das laufende Jahr in eine Ausbildung vermittelt wer-
den wollen.

Die Bundesministerin für Bildung und Forschung, Jo-
hanna Wanka, dankte anlässlich der Bilanz den Aus-
bildungsbetrieben fu ̈r ihr Engagement und rief die
Wirtschaft dazu auf, weiter in die betriebliche Ausbil-
dung zu investieren und die Innovationskraft der Be-
triebe zu sichern. „Angesichts der Lage auf dem Aus-
bildungsmarkt müssen wir jetzt gemeinsam handeln,
damit die berufliche Bildung in Deutschland weiterhin
ein Erfolgsmodell für Jugendliche und Betriebe bleibt
und der Fachkräftebedarf der deutschen Wirtschaft
auch in Zukunft gesichert ist.“

Der Rückgang der neu abgeschlossenen Ausbildungs-
verträge hat viele Ursachen. Er ist insbesondere auf
den demografisch bedingten Ru ̈ckgang der Zahl der
Schulabsolventinnen und -absolventen, die höhere
Studierneigung, aber auch die nachlassende Ausbil-

dungsbereitschaft der Betriebe zurückzuführen. Wan-
ka sagte dazu: „Wir mu ̈ssen alles dafür tun, um Ju-
gendlichen, die an einer Ausbildung interessiert sind,
diese auch zu ermöglichen. Wir werden daher die er-
folgreiche Initiative ‚Abschluss und Anschluss – Bil-
dungsketten bis zum Ausbildungsabschluss‘ und dabei
insbesondere unser Berufsorientierungsprogramm
weiter ausbauen.“

Außerdem wird es zunehmend schwieriger, Betriebe
und Auszubildende zusammenzubringen. Regionen
mit vielen unbesetzten Ausbildungsstellen stehen Re-
gionen gegenüber, in denen es Jugendliche besonders
schwer haben, einen Ausbildungsplatz zu finden.
Nicht nur regional, sondern auch zwischen den einzel-
nen Berufen gibt es Passungsprobleme. Hier setzt das
BMBF-Programm „Jobstarter Plus“ an. Es setzt einen
Schwerpunkt darauf, dass Klein- und Mittelbetriebe
(KMU), die besondere Schwierigkeiten haben, offene
Ausbildungsplätze zu besetzen, und Ausbildungsbe-
werber besser zusammenfinden.

„Gemeinsam mit den Sozialpartnern und den Ländern
wollen wir die duale Berufsausbildung in Deutschland
weiter stärken. Unserer gesamtwirtschaftlichen und
gesamtgesellschaftlichen Verantwortung werden wir
mit einer neuen Allianz fu ̈r Aus- und Weiterbildung
Rechnung tragen“, sagte Wanka.

Die BIBB-Erhebung u ̈ber die neu abgeschlossenen
Ausbildungsverträge wird jährlich in Zusammenarbeit
mit den für die Berufsausbildung zuständigen Stellen
durchgeführt. Dabei werden die Ausbildungsverträge
berücksichtigt, die in der Zeit vom 1. Oktober des Vor-
jahres bis zum 30. September des Erhebungsjahres neu
abgeschlossen wurden.

Die Ergebnisse der BIBB-Erhebung werden noch
heute im Internet abrufbar sein unter:
www.bibb.de/naa309-2014
Weitere Informationen unter: www.bmbf.de/de/job-
starter.php www.bmbf.de/de/14737.php
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Personalwechsel in der Schlichtungsstelle
Monika Nähre wird ab September Schlichterin der Rechtsanwaltschaft

Ab September wird Monika Nähre, derzeit noch Präs-
sidentin des Kammergerichtes Berlin, die Aufgaben
der Schlichterin der Rechtsanwaltschaft übernehmen.
Das gab der Präsident der Bundesrechtsanwaltskam-
mer Axel C. Filges im Rahmen des Parlamentarischen
Abends der Kammer bekannt. Monika Nähre tritt da-
mit die Nachfolge von Dr. h. c. Renate Jaeger an, die
als erste Schlichterin der Anwaltschaft diese Position
seit Januar 2011 bekleidet und zuvor Richterin am Eu-
ropäischen Gerichtshof fu ̈r Menschenrechte gewesen
war. Die Schlichtungssteile wurde vor fünf Jahren auf
Initiative der Bundesrechtsanwaltskammer als unab-
hängige Institution zur Befriedung von Auseinander-
setzungen zwischen Mandanten und ihren Rechtsan-
wälten eingerichtet. Bisher wurden fast 4.000 Verfah-
ren durchgeführt.
"Ich freue mich sehr auf die neue Aufgabe", erklärte

Monika Nähre am Rande des Parlamentarischen
Abends. "Die Schlichtungsstelle der Anwaltschaft
leistet einen wichtigen Beitrag für den Rechtsfrieden
und bietet die Möglichkeit, Irritationen zwischen
Rechtsanwälten und Mandanten schnell und kompli-
kationslos zu klären. Häufig handelt es sich lediglich
um Missverständnisse, die wir als neutrale Institution
teilweise nur durch eine Auskunft aus der Welt schaf-
fen können."
Die 64-jährige gebu ̈rtige Hamburgerin war vor ihrer
richterlichen Tiltigkeit selbst einige Jahre anwaltlich
mit Schwerpunkten im Familien- und Arbeitsrecht tä-
tig, bevor sie 1982 in den höheren Justizdienst in
Hamburg eintrat. Von 2000 bis 2002 war Monika Näh-
re Vizepräsidentin des Hanseatischen Oberlandesge-
richts und übernahm anschließend die Leitung des
Kammergerichtes in Berlin.
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BRAK bleibt Mitglied im Bundesverband der Freien Berufe (BFB)

Die Bundesrechtsanwaltskammer hatte im Dezember
2013 Ihre Mitgliedschaft  im BFB fristgemäß zum
31.12.2014 gekündigt. Sie hat nunmehr einen Wieder-
aufnahmeantrag gestellt, so dass die Mitgliedschaft
auch über das Jahresende 2014 hinaus fortbesteht.
Grund für den Wiedereintritt war, dass  in der außeror-
dentlichen Mitgliederversammlung des BFB am
10.12.2014 eine neue Satzung, Beitragsordnung,
Wahlordnung sowie neue Regelungen zu Reisekosten-
und Aufwandsentschädigungen durch die Mitglieder
beschlossen worden waren. Neben der BRAK haben
auch die Bundesnotarkammer, die Bundessteuerberat-
erkammer, die kassenärztliche Vereinigung, das Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer und die Bundesingenieur-
kammer Wiederaufnahmeanträge gestellt, lediglich
die Bundesärztekammer ist noch nicht wieder einge-
treten.

Zur weiteren Information ist die Pressemitteilung des
BFB vom 11.12.2014 beigefügt. 

BFB geht gestärkt in das Jahr 2015
Pressemitteilung

Die außerordentliche BFB-Mitgliederversammlung
hat am 10. Dezember 2014 in Berlin mit überwälti-
gender Mehrheit Beschlüsse gefasst, die die Interes-
senvertretung für die Freien Berufe durch den BFB
nachhaltig stärken und zukunftsfest machen. Zum ei-
nen wird die innerverbandliche Zusammenarbeit im
BFB transparent und effizient gestaltet. Zum anderen

hat die Mitgliederversammlung zahlreiche neue Orga-
nisationen in den Verband aufgenommen. Der BFB
bildet nun das Spektrum der Freien Berufe in seiner
Mitgliedschaft repräsentativ ab und geht mit einem
klar konturierten Profil in das Jahr 2015. Die BFB-
Mitgliederversammlung im Sommer 2015 setzt mit
den Wahlen zum Präsidium und - neuem - Vorstands-
gremium den Schlusspunkt unter den internen Re-
formprozess. 

Die Verbandspolitik wird künftig in modernen Struk-
turen im Kreis der Mitgliedsorganisationen festgelegt.
Gestützt auf dieses Mandat seiner Mitgliedsorganisa-
tionen kann der BFB bei Politik, Wirtschaft und der
breiten Öffentlichkeit für die gemeinsamen Werte der
Freiberuflichkeit mit starker Stimme eintreten. Dazu
gehört es insbesondere, den Qualitätsanspruch freibe-
ruflicher Dienstleistungen kompromisslos zu vertre-
ten; denn Qualität ist kein Selbstzweck, sondern gibt
den Verbrauchern die Sicherheit zu wissen, dass sie in
so sensiblen Bereichen wie Gesundheit, Recht oder
der öffentlichen Sicherheit in guten Händen sind.

Im Namen des BFB-Präsidiums dankt BFB-Präsident
Dr. Horst Vinken allen BFB-Mitgliedsorganisationen.
„Gestützt auf das überzeugende Votum der gestrigen
Mitgliederversammlung geht der BFB mit Tatkraft in
das nächste Jahr. Er nimmt den Vertrauensvorschuss
seiner Mitgliedsorganisationen mit Dank, Respekt und
Freude an. Der BFB ist und bleibt die Stimme der
Freien Berufe“, so der BFB-Präsident.
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Mindestlohngesetz sorgt für gesteigerte Dokumentationspflichten

Seit dem 01.01.2015 sind Arbeitgeber für geringfügi-
ge Beschäftigte verpflichtet, 
- Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit
- spätestens bis zum Ablauf des 7. auf den Tag der Ar-
beitsleistung folgenden Kalendertages

zu dokumentieren. 
Die Aufzeichnungen sind zu den Entgeltunterlagen für
die Sozialversicherung zu nehmen und mindestens 2
Jahre lang aufzubewahren. 
Bei unterlassener Dokumentationspflicht droht ein

Bußgeld bis zur Höhe von 30.000,00 EUR durch die
Zollverwaltung. Zur Kontrolle werden in der Zollver-
waltung zusätzliche Stellen geschaffen, so dass in den
nächsten Jahren mit vermehrten Kontrollen zu rechnen
ist. 
Ein regelmäßiger Austausch zwischen der Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit und den Trägern der Sozialversi-
cherung, insbesondere den Betriebsprüfdiensten der
Rentenversicherung findet statt. 

Neue Ausbildungsberaterin

Seit dem 1. Februar 2015 steht den Auszubildenden
und den Ausbildern eine neue Ausbildungsberaterin
zur Seite. Frau Rechtsanwältin Roberta Meyer hat sich
freundlicherweise bereit erklärt das Amt als Ausbil-
dungsberaterin für die Rechtsanwaltskammer Braun-
schweig zu übernehmen. Herzlichen Dank dafür.

Gleichzeitig scheidet der bisherige Ausbildungsberater
Herr Rechtsanwalt Ulrich Conrady aus dem Amt aus.
Wir danken ihm für seine langjährige Tätigkeit.

Die Ausbildungsberaterin können Sie wie folgt kon-
taktieren:

Rechtsanwältin Roberta Meyer
Theodor-Heuss-Str. 5a, 38122 Braunschweig

Tel.: 0531 / 28 20 331
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Buchbesprechungen/Zeitschriften

medstra - Zeitschrift für Medizinstrafrecht

Die neue Zeitschrift in der Schnittmenge von Strafrecht und Medizinrecht!

Erscheinungstermin von Heft 1: 15. Januar 2015

Das Medizinstrafrecht hat in den letzten Jahren eine dynamische Entwicklung erfahren. Schon die Bedeutung
des klassischen Arztstrafrechts hat stark zugenommen. Fragen wie Organisationspflichten patientenferner Ent-
scheidungsträger, die Aufwertung der Patientenrechte sowie die Diskussionen um Sterbehilfe und hypotheti-
sche Einwilligung stehen im aktuellen Fokus des Strafrechts. Neue Strafbarkeitsrisiken und Strafnormen be-
treffen etwa die Transplantationsmedizin und völlig neue Sachverhaltskonstellationen, die sich aus der voran-
schreitenden medizinwissenschaftlichen und medizintechnischen Entwicklung ergeben.

Auch die Entstehung eines Medizin-Wirtschaftsstrafrechts mit den Ausprägungen des Abrechnungsbetruges,
der medizinstrafrechtlichen Untreue und der Strafbarkeiten nach AMG, MPG und BtMG sowie der Korruption
im Gesundheitswesen unterstreicht die gestiegene Bedeutung des Medizinstrafrechts innerhalb des Strafrechts.

Wissenschaft und Praxis sind mit einer Vielzahl von neuen und komplexen Fragestellungen konfrontiert. Der
Bedarf an aktuellen, aus den diversen relevanten Quellen zusammengetragenen und gut aufbereiteten Informa-
tionen ist groß. 

Um diese Entwicklung maßgeblich zu begleiten, bietet C.F. Müller ab 2015 mit einer eigenen Zeitschrift eine
zentrale Informationsplattform für diesen neuen und wichtigen Bereich des Strafrechts. Sie wird als speziali-
sierte Fachzeitschrift sowohl das klassische, von medizinischen Innovationen erweiterte Arztstrafrecht als auch
das Medizin-Wirtschaftsstrafrecht umfassend abbilden und mitprägen. Infolge ihrer Spezialisierung kann sie zu
vertiefenden Hintergrundinformationen vordringen und damit die Intra- und Interdisziplinarität des Medizin-
strafrechts bewältigen. 

Herausgegeben wird die neue Zeitschrift von einem hochkarätigen Team aus Wissenschaft, Anwaltschaft, Jus-
tiz, Verwaltung und Ärzteschaft, das für höchste inhaltliche Qualität steht. Probehefte können ab sofort bei C.F.
Müller oder unter www.medstra-online.de bestellt werden. 

medstra – Zeitschrift für Medizinstrafrecht. 
Erscheinungsweise: alle zwei Monate. Format: 72 Seiten, DIN A4. ISSN 2199-4323
Einführungspreis bis 31.5.2015 199,99 €. Danach 249,99 € incl. Online-Archiv
Online-Version 234,99. Einzelheft 49,99 €. Vorzugspreis für Studierende 114,99 
C.F. Müller, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm   

www.cfmueller.de                         www.medstra-online.de
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Stellenmarkt

Bürogemeinschaft in Göttingen

Meine in der Göttinger Innenstadt ansässige, seit nunmehr 30 Jahren etablierte und erfolgreiche Anwaltskanz-
lei bietet Ihnen die Möglichkeit Büroräume anzumieten. 

Die Büroräume sind zentral gelegen, öffentliche Verkehrsmittel (Bus und Bahn) sind fußläufig in wenigen Mi-
nuten zu erreichen. Dem zukünftigen Kollegen wird ein unmöbliertes Büro zur Verfügung gestellt. Das Konfe-
renzzimmer sowie das Sekretariat können mitbenutzt werden.

Meine Mitarbeiterinnen betreuen den Empfang und den Wartebereich, außerdem unterstützen sie Sie gerne bei
anfallenden administrativen Tätigkeiten und übernehmen Sekretariatsdienste für Sie. 

Wenn Sie als 

Rechtsanwalt/ Rechtsanwältin tätig sind oder eine ähnliche Tätigkeit
(Steuerberater/in, Wirtschaftsprüfer/in etc.)

ausüben und einen eigenen Mandantenstamm besitzen entsprechen meine Räumlichkeiten Ihren Anforderun-
gen.

Über Ihre Kontaktaufnahme freue ich mich. 

RA Joachim Lau, Göttingen
Tel.: 0551 / 5177 60 70
Mail: info@kanzlei-lau.de

Nähere Informationen über die Räume finden Sie auf meiner Homepage www.kanzlei-lau.de unter der Rubrik
Karriere.
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Personalnachrichten

Neuzulassungen
vom 10.11.2014 bis 05.03.2015

Fey, Hans-Georg, Dr. Braunschweig 
Klie, Sebastian Braunschweig
Lemke, Roman Braunschweig
Schulte Holthausen, Roland Braunschweig 
Zarwalski, Kinga Braunschweig
Schneider, Susanne Helmstedt
Voigt, Thomas Bovenden
Ballhausen, Benedikt, Dr. Duderstadt
BST Steffen Rechtsanwalts- Göttingen
gesellschaft mbH
Donath, Lars Göttingen
Ehlers, Frithjof Phillip Malte Göttingen 
Friese, Ebba Göttingen
Hußendörfer, Daniel Lee Göttingen
Kilian, Andreas Göttingen 
Lamschus, Neels Göttingen
Meub, Nadja Göttingen
Tewaag, Martin Gerhard Göttingen
Büge, Lars Christian Moringen
Rohmann, Helmut Uehrde
Gelbhaar, Stephan Bad Sachsa

Anderweitige Zulassungen
vom 10.11.2014 bis 05.03.2015

Badtke, Ann-Christin, Dr. Braunschweig
Berger, Tatjana Braunschweig
Caprano, Christoph Braunschweig
Pillar, Annabelle Braunschweig 
Steinberg, Christoph Braunschweig
Vogt, Jürgen, Dr. Braunschweig 
Nitschke, Marc-André Helmstedt
Elies, Steffen Wolfsburg
Hahn, Dorothée Duderstadt
Golder, Franziska Göttingen
Rohne, Thorsten Göttingen
Morgenstern, Theda Osterode

Löschungen
Vom 10.11.2014 bis 05.03.2015

Giesler; Detlev Braunschweig
Kirschke, Martin Braunschweig
Knors, Christian Clemens Braunschweig
Krumrey, Christian Braunschweig
Kühne, Simone Braunschweig
Marten, Erika Braunschweig
Reichinger, Claudia Braunschweig 
Siebke, Manfred Braunschweig
Krüger, Andreas Clausthal-Zellerfeld
Arnecke, Gesche Anna Goslar
Verö, Ursula Seesen
Goldenberg, Hilka Wolfsburg
Krauße, Thorsten Wolfsburg
Hirschmann, Rolf Duderstadt
Huchthausen, Andreas Einbeck
Göttschne, Gernot Hattorf
Koch, Hans-J. Langelsheim
Birth-Ruszczynski, Dominik Göttingen
Didier, Philip Göttingen
Hähnel, Hartmut Göttingen
Hartmann, Robert Göttingen
Rother, Oliver Göttingen
Upmann, Lisa Göttingen
Seifert, Ulrich kanzleipflichtbefreit

Neue Fachanwaltszulassungen
Arbeitsrecht:
Herr Rechtsanwalt Martin Specht aus Braunschweig

mit Urkunde vom 19.12.2014
Herr Rechtsanwalt Thomas Krüger aus Uslar

mit Urkunde vom 19.12.2014
Frau Rechtsanwältin Anna Szymanska aus Salzgitter

mit Urkunde vom 07.01.2015
Herr Rechtsanwalt Lars Stich aus Northeim

mit Urkunde vom 22.01.2015

Medizinrechtrecht:
Frau Rechtsanwältin Anneke Fasterding aus Göttingen

mit Urkunde vom 02.12.2014

Miet- und Wohnungseigentumsrecht:
Frau Rechtsanwältin Jessica Meyer aus Braunschweig

mit Urkunde vom 11.12.2014

Sozialrecht:
Herr Rechtsanwalt André Walther aus Wolfenbüttel

mit Urkunde vom 17.02.2015

Steuerrecht:
Herr Rechtsanwalt Dr. Patrick Riebe aus Göttingen

mit Urkunde vom 22.01.2015

Verkehrsrecht:
Herr Rechtsanwalt Manuel Künemund aus Seeburg

mit Urkunde vom 26.02.2015
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Rechtsanwälte/innen:

50 Jahre
Herr Rechtsanwalt Klaus Brehmer aus Wolfsburg ist seit Februar
1965 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin Marlene Berg aus Braunschweig ist seit
April 1965 zugelassen in Braunschweig.

40 Jahre
Herr Rechtsanwalt Erich Zielke aus Helmstedt ist seit Februar
1975 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt und Notar Rudens Willgeroth aus Bad Harz-
burg ist seit Februar 1975 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt und Notar  Frank Nichterlein aus Braun-
schweig ist seit April 1975 zugelassen.

30 Jahre
Herr Rechtsanwalt und Notar  a. D. Axel Kaufmann aus Braun-
schweig ist seit Januar 1985 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Dr. Andreas Kamphenkel aus Braunschweig
ist seit Januar 1985 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Dr. Friedemann Neddenriep aus Einbeck ist
seit Januar 1985 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin Angelika Schunke aus Braunschweig ist seit
März 1985 zugelassen. 
Frau Rechtsanwältin Giseltraud Schmitz aus Göttingen ist seit
März 1985 zugelassen.
Frau Rechtsanwältin Regina Thörmann-Möglich aus Braun-
schweig ist seit März 1985 zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Joachim Lau aus Hann. Münden ist seit März
1985 zugelassen.

Jubiläen
Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen sowie den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit zurückblicken kön-
nen.

Mitarbeiter/innen:

10-jähriges Firmenjubiläum in der Kanzlei Rosenmüller in
Helmstedt
Frau Melanie Bosse geht nunmehr seit Januar 2005 ihrer Tätig-
keit als Bürovorsteherin in der Kanzlei Rosenmüller nach.  
Die Kanzlei bedankt sich sehr für ihre kompetente und engagier-
te Mitarbeit und freut sich auf die weitere gemeinsame Zukunft!
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Veranstaltungen

Seminare/Fortbildungen

Auch in den nächsten Monaten bietet die Rechtsanwaltskammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und Fachanwaltssemi-
nare an. Die aktuellen Veranstaltungstermine sowie das Anmeldeformular finden Sie als Einleger in der Kammermitteilung
oder auf unserer Internetseite www.rak-braunschweig.de unter der Rubrik „Mitglieder/Fortbildung und Termine“.

Bitte merken Sie sich bereits jetzt folgende Termine vor:

29.04.2015 Praktikerseminar: IT-Recht
13:30 – 19:00 Uhr „Datenschutz und Compliance in Betrieb und Kanzlei“

Referent: Christian Stücke, Rechtsanwalt,
Fachanwalt für IT-Recht und Verwaltungsrecht, Helmstedt
Anerkennung gem. § 15 FAO für IT-Recht

20.05.2015 Praktikerseminar: Arbeitsrecht  - Göttingen
13:30 – 19:00 Uhr „Schnittstellen im Arbeits- und Sozialrecht“ 

Referent: Cornelius Kroeschell,
Stellvertretender Direktor am Arbeitsgericht Göttingen
Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht und Sozialrecht

03.06.2015 Praktikerseminar: Arbeitsrecht  - Braunschweig
13:30 – 19:00 Uhr „Schnittstellen im Arbeits- und Sozialrecht“ 

Referent: Cornelius Kroeschell,
Stellvertretender Direktor am Arbeitsgericht Göttingen
Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht und Sozialrecht

10.06.2015 Praktikerseminar: Steuerrecht
13:30 – 19:00 Uhr „Steuerrecht - Aktuelle Immobilienbesteuerung 2015“

Referent: Dipl. Finanzwirt (FH) Rudolf Jung, Duderstadt 
Anerkennung gem. § 15 FAO für Steuerrecht 

09.09.2015 Praktikerseminar: Zwangsvollstreckung
13:30 – 19:00 Uhr „Zwangsvollstreckung aus Unterhaltstiteln

und Teilungsversteigerung“
Referent: Johannes Kreutzkam, Dipl.-RPfleger, Hildesheim
Anerkennung gem. § 15 FAO für Familienrecht

16.09.2015 Praktikerseminar: Familienrecht
13:30 – 19:00 Uhr „Versorgungsausgleich“

Referent: Jörn Hauß, Rechtsanwalt,
Fachanwalt für Familienrecht, Duisburg
Anerkennung gem. § 15 FAO für Familienrecht

25.09.2015 Vortrag für Anwälte:
18:00 – 20:00 Uhr „Kommunikation statt Konfrontation“

14 typische Verhandlungsfehler – uns wie Sie sie beheben
Referentin: Johanna Busmann, Anwaltstrainerin, Hamburg

26.09.2015 Seminar: „Gut befragt ist halb gewonnen“
10:00 – 18:00 Uhr Strategie und Taktik von Zeugenvernehmungen

Referentin: Johanna Busmann, Anwaltstrainerin, Hamburg
Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht und Verkehrsrecht
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14.10.2015 Praktikerseminar: Arbeitsrecht
13:30 – 19:00 Uhr „Arbeitsrechtliche Reaktionsmöglichkeiten bei

Mobbing, Burnout und Stress“
Referent: Dr. Florian Israel, Fachanwalt für Arbeitsrecht, Braunschweig 
Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht

Samstag, 25.04.2015

10-Stunden-Komplettseminar im Arbeitsrecht
Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebescheini-
gung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstunden.

Referenten: Präsident des
LAG Niedersachsen Wilhelm Mestwerdt
VorsRiLAG Niedersachsen Günther Kreß

Tagungsort: Goslar, RAMADA Hotel Bären,
Krugwiese 11a

Zeit: 08.30 bis 20.00 Uhr
Teilnahmebeitrag: einheitlich 320,00 € zzgl. 19% Mwst.; 
Themenübersicht: Vertragsrecht und Bestandsschutz im Ar-
beitsverhältnis
Neue Entwicklungen in der Rechtsprechung des BAG, LAG
sowie des EUGH

Das Seminar vermittelt ein umfassendes update der obergericht-
lichen Rechtsprechung in den praxisrelevanten Fragen des Be-
standsschutzes und des Vertragsrechts im Arbeitsverhältnis. Ziel
des Seminars ist es, den Teilnehmern in kompakter Form den ak-
tuellen Stand der Rechtsprechung in den genannten Kernberei-
chen des Individualarbeitsrechts zu vermitteln. Besprochen wer-
den aktuelle Entscheidungen zu Kündigung, Befristung, Teilzeit,
Urlaub sowie den damit in Zusammenhang stehenden Fragen
von Annahmeverzug, Weiterbeschäftigung und Wiedereinstel-
lung. Weitere Themen sind die Inhaltskontrolle von Versetzungs-
klauseln, die Flexibilisierung von Entgeltbedingungen (Freiwil-
ligkeits- und Widerrufsvorbehalte) sowie der neue Streitwertka-
talog im Arbeitsrecht. 

Mittwoch, 06.05.2015

Alles über das neue Mindestlohngesetz (MiLoG) u.a.
Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebescheini-
gung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent: Vizepräsident des LAG Niedersachsen,
Dr. Hinrich Vogelsang

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 14.00 bis 19.30 Uhr
Teilnahmebeitrag: einheitlich 190,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Themenübersicht:
Ab 01.01.2015 gibt es den gesetzlichen Mindestlohn. Das Semi-
nar vermittelt einen umfassenden Überblick über die neuen ge-
setzlichen Regelungen. 

Weitere Themen: Rückzahlungsklauseln bei Fortbildung; Neue
Tendenzen im Recht der Berufsbildung
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Mittwoch, 03.06.2015

Erbrechtliche Beratung bei Trennung und Scheidung
Fachanwälte für Erbrecht und Familienrecht erhalten eine Teil-
nahmebescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstun-
den.

Referent: Notar Prof. Dr. jur. Maximilian Zimmer,
Wernigerode
Honorarprofessor an der Hochschule Harz
und Dozent für Erbrecht 

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 14.00 bis 19.30 Uhr
Teilnahmebeitrag: einheitlich 190,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Themenübersicht:

Das Seminar wird sich schwerpunktmäßig mit Fragen erbrecht-
licher Folgen der Ehescheidung befassen. Weiter werden die
Auswirkungen der Ehescheidung auf Testamente untersucht, ins-
besondere was im Rahmen anwaltlicher Beratung zu empfehlen
ist. Ähnliche Fragen ergeben sich bei letztwilligen Verfügungen
nicht verheirateter Paare. Auch die Problematik der Demenz oder
Geschäftsunfähigkeit eines Ehepartners wird erörtert und ggf.
werden noch aktuelle Fragen bei Ehegattentestamenten behan-
delt.

Mittwoch, 16.09.2015

Der juristische Zehnkampf im Familienrecht
Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahmebescheini-
gung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent: VRiOLG Celle Dieter Büte                                                                
Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,

Klubgartenstrasse 1-2
Zeit: 14.00 bis 19.30 Uhr
Teilnahmebeitrag: einheitlich 190,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Themenübersicht:

Neue Ansätze im Betreuungsunterhalt; Aktuelles zu § 1578b
BGB; Stolperstein §§ 238,239 FamFG; Gesteigerte Unterhalts-
pflicht, u.a. anderer leistungsfähiger Dritter, Hausmannrechtspre-
chung; Familienrechtlicher Ausgleichsanspruch; Neues zu Le-
bensversicherungen bei Ausübung des Wahlrechts; Die Bruch-
teilsgemeinschaft insbes. bei Konten; Korrektur unbilliger Ent-
scheidungen über §1381 BGB; Aktuelle Entscheidungen des
BGH

Der Teilnahmebeitrag beinhaltet ein umfangreiches Seminars-
kript, Pausenverpflegung sowie bei ganztägigen Veranstaltungen
ein Mittagessen.

Seminarleitung: Rechtsanwältin Martina Pfeil, Goslar
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Centrum für Europarecht
Crashkurs "Europarecht"

2015 bietet das CEP ein weiteres Mal einen  Crashkurs  zum Europarecht an. 
Folgender Termin steht bisher fest:

• 26. und 27. März 2015 in Passau

Der Crashkurs Europarecht richtet sich an Juristen aus den Berufsfeldern Justiz, Verwaltung und Anwaltschaft
sowie an Unternehmensjuristen, die den wachsenden Einfluss des Europarechts auf das von ihnen anzuwen-
dende nationale Recht in ihrem beruflichen Alltag erleben und sich für die Herausforderungen im Umgang mit
dem stetig Veränderungen unterliegenden Europarecht wappnen möchten.  
Ausführlichere Informationen sowie ein schriftliches Anmeldeformular finden Sie unter:
www.cep-passau.eu

Centrum für Europarecht an der Universität Passau e.V. (CEP)
Annika Jacobs
Innstraße 40, 94032 Passau
Tel.: 0851/509-2395
Fax: 0851/509-2396
E-Mail:  
Internet: www.cep-passau.eu

8. Europarechtliches Symposium
am 23. und 24. April beim Bundesarbeitsgericht

Das Bundesarbeitsgericht und der Deutsche Arbeitgeberverband e.V. veranstalten am 23. und 24. April 2015
zum 8. mal ein Europarechtliches Symposium im Bundesarbeitsgericht in Erfurt. Mit der Veranstaltung wird
eine im Jahre 1995 gegründete Tradition fortgesetzt, aktuelle Rechtsfragen des Unionsrechts mit arbeitsrechtli-
chem Bezug zu diskutieren.

Nähere Informationen zum Programm und ein Anmeldeformular erhalten Sie auf www.bundesarbeitsgericht.de.
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Maul-Druck GmbH & Co. KG

Senefelderstraße 20
38124 Braunschweig

Telefon 0531-261280
www.mauldruck.de

AUSDRUCK?
»Unsere Möglichkeiten 
gehen über Standard 
weit hinaus.«

Das macht uns gut 
und ein Quäntchen besser.


